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Beschluss zur 98. Änderung des Flächennut
zungsplans der Stadt Münster im Stadtbezirk 
Münster-Südost im Stadtteil Gremmendorf im 
Bereich Angelsachsenweg/Frankenweg 

-

Übersichtsplan Nr. 1 
Bereich der 98. Änderung des Flächennutzungsplans

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 

-

Der Flächennutzungsplan (FNP) ist gemäß § 2 Abs. 1 
und § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) im Stadtbezirk 
Münster­Südost im Stadtteil Gremmendorf im Bereich 
Angelsachsenweg/Frankenweg zu ändern (98. Änderung 
des FNP). 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Die Abgrenzung des Bereichs der 98. Änderung des 
Flächennutzungsplans ist aus dem abgedruckten Über
sichtsplan Nr. 1 zu ersehen. 

-

Münster, den 2. Juli 2020
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 606: Südlich Angelsachsenweg/Westlich 
Frankenweg 

Übersichtsplan Nr. 2 
Bereich des Bebauungsplans Nr. 606

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 
Für den Bereich zwischen Frankenweg und Angelsach
senweg ist gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
ein Bebauungsplan im Sinne des § 30 BauGB u. a. zur 
Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung, 
der überbaubaren Grundstücksfläche und der Verkehrs
flächen aufzustellen (Bebauungsplan Nr. 606). 
Innerhalb dieses Gebiets liegen die folgenden Grund
stücke: 
Gemarkung Hiltrup, Flur 25, Flurstück 1290 und Flur 26, 
Flurstück 240. 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Die Abgrenzung des Bereichs des Bebauungsplans 
Nr. 606 ist aus dem abgedruckten Übersichtsplan Nr. 2 
zu ersehen. 

Münster, den 2. Juli 2020 
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe 
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Beschluss zur 100. Änderung des Flächennut
zungsplans der Stadt Münster im Stadtbezirk 
Münster-Südost im Stadtteil Angelmodde  
im Bereich Hiltruper Straße/Westlich 
Am Sandbach 

-

Übersichtsplan Nr. 3 
Bereich der 100. Änderung des Flächennutzungsplans

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 

-

Der Flächennutzungsplan (FNP) ist gemäß § 2 Abs. 1 
und § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) im Stadtbezirk 
Münster-Südost im Stadtteil Angelmodde im Bereich 
Hiltruper Straße/Westlich Am Sandbach zu ändern 
(100. Änderung des FNP). 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Die Abgrenzung des Bereichs der 100. Änderung des 
Flächennutzungsplans ist aus dem abgedruckten Über
sichtsplan Nr. 3 zu ersehen. 

-

Münster, den 2. Juli 2020 
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe 

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 608: Hiltruper Straße/Westlich 
Am Sandbach 

Übersichtsplan Nr. 4 
Bereich des Bebauungsplans Nr. 608

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 
Für den Bereich südlich der Hiltruper Straße ist gemäß 
§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ein Bebauungsplan 
im Sinne des § 30 BauGB u. a. zur Festsetzung von Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der überbaubaren 
Grundstücksfläche und der Verkehrsflächen aufzustel
len (Bebauungsplan Nr. 608). 
Innerhalb dieses Gebiets liegt das folgende Grundstück: 
Gemarkung Angelmodde, Flur 2, Flurstück 846. 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Die Abgrenzung des Bereichs des Bebauungsplans 
Nr. 608 ist aus dem abgedruckten Übersichtsplan Nr. 4 
zu ersehen. 

Münster, den 2. Juli 2020 
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe
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Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 614: Von-Stauffenberg-Straße/ 
Sperlichstraße 

Übersichtsplan Nr. 5 
Bereich des Bebauungsplans Nr. 614

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 

-

Für den Bereich Von­Stauffenberg­Straße / Sperlichstra
ße ist gemäß § 2 Abs. 1 i. V. m. § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
Sinne des § 30 BauGB zur Festsetzung von Art und Ma
der baulichen Nutzung, der überbaubaren Grundstücks
flächen und der Verkehrsflächen aufzustellen (Bebau
ungsplan Nr. 614). 

-

ß 
-

-

Innerhalb dieses Gebietes liegen die folgenden Grund
stücke: 

-

Gemarkung Münster, Flur 210, Flurstücke 11, 44, 264, 
265. 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Des Weiteren wird gemäß § 13a Abs. 3 BauGB bekannt
gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 

-

Die Abgrenzung des Bereichs des Bebauungsplans 
Nr. 614 ist aus dem abgedruckten Übersichtsplan Nr. 5 
zu ersehen. 

Münster, den 2. Juli 2020 
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe

Beschluss zur vorhabenbezogenen 
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 375:  
Gievenbeck – Toppheide (Hensenstraße/ 
Gescherweg/Rüschhausweg) 

Übersichtsplan Nr. 6 
Bereich der vorhabenbezogenen 2. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 375

Der Rat der Stadt Münster hat am 24. 6. 2020 den fol
genden Beschluss gefasst: 
Der Bebauungsplan Nr. 375: Gievenbeck – Toppheide 
(Hensenstraße/Gescherweg/Rüschhausweg) ist gemäß 
§§ 2 Abs. 1 und 1 Abs. 8 i. V. m. §§ 12 und 13a Bauge
setzbuch (BauGB) im Bereich Gescherweg 87, 87a, 87b, 
zu ändern (vorhabenbezogene 2. Änderung). 
Innerhalb des Änderungsbereichs liegen die folgenden 
Grundstücke: 
Gemarkung Münster, Flur 60, Flurstück 284, Teile der 
Flurstücke 254 und 85.
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Münster 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Des Weiteren wird gemäß § 13a Abs. 3 BauGB be
kanntgemacht, dass die vorhabenbezogene Bebau
ungsplanänderung im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgestellt werden soll. 
Die Abgrenzung des Bereichs der vorhabenbezogenen 
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 375 ist aus dem 
abgedruckten Übersichtsplan Nr. 6 zu ersehen. 

Münster, den 2. Juli 2020 
Der Oberbürgermeister 
Markus Lewe
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Widmung einer Straße nach dem 
Straßen- und Wegegesetz NRW

Übersichtsplan Nr. 7

Gemäß § 6 (1) Straßen­ und Wegegesetz NRW wird der 
im Eigentum der Stadt Münster stehende Fußweg zwi
schen dem Dortmund­Ems­Kanal und der Straße Gallen
kamp dem öffentlichen Fußgängerverkehr gewidmet.

-
-

Die Widmung bezieht sich auf die Wegefläche, die in 
dem Übersichtsplan Nr. 7 dargestellt ist. Der Übersichts
plan ist Bestandteil dieser Widmungsverfügung. 

-

Die Verkehrsfläche wird als Gemeindestraße eingestuft.
Gegen diese Widmung ist die Klage zulässig. Die Klage 
kann innerhalb eines Monats vom Tag dieser Bekannt
machung an beim Verwaltungsgericht in Münster (Post
anschrift: Postfach 8048, 48043 Münster/Hausanschrift: 
Manfred­von­Richthofen­Straße 8, 48145 Münster) 

-
-

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage kann 
auch elektronisch und mit qualifizierter elektronischer 
Signatur über das Elektronische Gerichts­ und Ver
waltungspostfach (EGVP) beim Verwaltungsgericht 
Münster eingereicht werden. Die Anforderungen an den 
elektronischen Rechtsverkehr sind in der Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Ver-
waltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein­Westfalen vom 7. 11. 2012 in der aktuellen 
Fassung geregelt.

Münster, den 19. Juni 2020
Der Oberbürgermeister 
i. V.
Robin Denstorff 
Stadtbaurat

Offenlegung der Grenzermittlung und 
Abmarkung von Grundstücksgrenzen

Übersichtsplan Nr. 8

Im Rahmen einer Katastererneuerung wurden die Flur
stücke in der Gemarkung Handorf, Flur 3 teilweise neu 
vermessen und die Grenzen neu abgemarkt.
Gemarkung:  Handorf 
Flur: 3 
Flurstück: 2 5, 26, 27, 44, 45, 47, 49, 51, 61, 62, 75, 77, 

78, 93, 102, 103, 110, 111, 133 ,148, 149, 
154, 155, 158, 159

Lage: Kasewinkel
Die Erneuerung und umfangreiche Fortführungen des 
Liegenschaftskatasters (Neuvermessung) können durch 
Offenlegung bekannt gegeben werden. Der betroffene 
Bereich ist in dem Übersichtsplan Nr. 8 dargestellt. 
Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser Bekanntma
chung.
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Gem. § 21, Abs. 5,6 und § 13, Abs. 5 des Gesetzes über 
die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 
(Vermessungs­ und Katastergesetz – VermKatG NRW) 
vom 1. 3. 2005 (GV NRW 2005 S. 174) wird die Abmar
kung und Grenzermittlung von Grundstücksgrenzen 
daher durch Offenlegung bekannt gegeben. 

-

Die am 25. 6. 2020 geführte Grenzniederschrift inklusive 
Skizze liegt ab dem 9. 7. 2020 bis zum 10. 8. 2020 wäh
rend der Dienststunden (montags bis mittwochs von 
8 bis 16 Uhr, Donnerstag von 8 bis 18 Uhr und freitags 
von 8 bis 13 Uhr) bei der 

-

Stadt Münster 
Kundenzentrum Planen und Bauen 
Stadthaus 3 
Albersloher Weg 33 
48155 Münster 
öffentlich zur Einsicht aus.
Die Einsicht ist, bedingt durch die Corona-Krise, nur 
durch Terminvereinbarung mit dem Kundenzentrum 
(Telefon 0251 492 6216), innerhalb der Offenlegungs
frist, möglich. 

-

Belehrung über die Einwendungen gegen die 
Grenzermittlung
Das Ergebnis der Grenzermittlung gilt gemäß § 21 
Abs. 5 VermKatG NRW als von Ihnen anerkannt und die 
Grenzen sind somit gemäß § 19 Abs. 1 VermKatG NRW 
festgestellt, wenn Sie nicht innerhalb eines Monats nach 
Ablauf der Offenlegungsfrist Einwendungen erheben. 
Einwendungen gegen das Ergebnis der Grenzermittlung 
sind schriftlich oder zur Niederschrift bei mir unter der 
Anschrift (Postanschrift: Stadt Münster, 48127 Münster/
Hausanschrift: Albersloher Weg 33, 48155 Münster) zu 
erheben.
Belehrung über die Klage gegen die Abmarkung
Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist Klage erhoben wer
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 48145 
Münster, Manfred-von-Richthofen-Straße 8 schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbe
amten/der Urkundsbeamtin in der Geschäftsstelle des 
Verwaltungsgerichts Münster zu erklären. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz
gerichten im Lande Nordrhein­Westfalen – ERVVO VG/
FG – (SGV NRW 320) in der jeweils geltenden Fassung 
eingereicht werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. 5. 
2001 (BGBl. 1 S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. Wird die Klage schriftlich 
erhoben, so sollen der Klage und allen Schriftsätzen 
vorbehaltlich des § 55a Abs. 2 Satz 2 Verwaltungsge-
richtsordnung Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden (§ 81 VwGO). Falls die Frist zur Erhe
bung von Einwendungen gegen das Ergebnis der Gren

-

-

-
-
-

-
-

zermittlung oder die Frist zur Klageerhebung gegen 
die Abmarkung durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. Bei der 
Verwendung der elektronischen Form sind besonde
re technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt.

Münster, den 25. Juni 2020
Der Oberbürgermeister 
i. A.
Jochen Marienfeld 
Städt. Vermessungsdirektor

Allgemeinverfügung der Stadt Münster 
zur Behandlung von Bienenvölkern gegen die 
Varroatose (Varroose)

Zum Schutz gegen die Varroatose wird angeordnet: 
Alle Bienenstände in der Stadt Münster sind in folgen
den Zeiträumen gegen Varroamilben zu behandeln:
Sommerbehandlung: 13. 7. – 14. 8. 2020 
Herbstbehandlung:  14. 9. – 2. 10. 2020
Für die Behandlung dürfen nur zugelassene Arzneimittel 
verwendet werden, die Behandlung ist entsprechend 
der Vorgaben des Arzneimittelherstellers durchzufüh
ren.
Bei Bedarf ist eine Liste der für die Varroabehandlung 
zugelassenen Arzneimittel beim Gesundheits­ und Vete
rinäramt der Stadt Münster erhältlich. 
Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen An
ordnung dieser Verfügung wird angeordnet. 
Diese Tierseuchenverfügung tritt mit dem auf die Be
kanntmachung folgenden Tag in Kraft. 
Begründung: 
Nach § 15 Abs. 2 der Bienenseuchen­Verordnung kann 
die zuständige Behörde, soweit es zum Schutz gegen die 
Varroatose erforderlich ist, anordnen, dass in einem von 
ihr bestimmten Gebiet innerhalb einer von ihr bestimm
ten Frist alle Bienenvölker gegen Varroamilben zu be-
handeln sind.
Die Zuständigkeit der Stadt Münster für den Erlass 
dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 1 der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der 
Tiergesundheit, Tierseuchenbekämpfung und Beseiti
gung tierischer Nebenprodukte sowie zur Übertragung 
der Ermächtigung zum Erlass von Tierseuchenverord
nungen. 
Für eine Anordnung der Behandlung der Bienenvölker 
durch das Gesundheits­ und Veterinäramt ist vom Ge
setzgeber ein Ermessen eingeräumt worden. Nach Be
urteilung der Sach- und Rechtslage bin ich im Ergebnis 
zu der Entscheidung gelangt, dass eine Behandlung aller 

http://www.egvp.de
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Bienenvölker zur Vermeidung einer Weiterverbreitung 
der Varroatose erforderlich ist. 
Bei der Varroamilbe handelt es sich um einen Parasiten, 
von dem Völker der Honigbiene befallen werden kön-
nen. Die Milbe befällt primär die Bienenbrut, nachhaltig 
wirkt sie sich aber auch auf die adulte Bienen aus und 
beeinträchtigt diese in ihrer Leistungs- und Lebens
fähigkeit, so dass diese ihre Aufgaben im Bienenstock 
nicht mehr wahrnehmen können. Problematisch an der 
Varroatose ist insbesondere auch, dass sie im Regelfall 
Sekundärinfektionen durch Viren, Bakterien und Pilzbe
fall nach sich zieht. 

-

-

Ohne Bekämpfung kann die Varroatose zur Schwächung 
und schließlich nach wenigen Jahren zum Zusammen
bruch des gesamten Bienenvolkes führen. Weiterhin ist 
durch den Bienenflug eine Ansteckung zwischen Bie-
nenvölkern durch Weiterverbreitung der Varroamilbe 
möglich, so dass von einem betroffenen Volk Gefahren 
für die Bienenpopulation eines großen Gebietes ausge
hen. 

-

-

Die Varroamilbe ist flächendeckend in ganz Deutsch
land verbreitet und stellt daher ein großes Gesundheits
problem für alle Bienenvölker dar. Es ist davon auszu
gehen, dass nahezu jedes Bienenvolk in Deutschland 
von Varroamilben befallen ist, ohne jährliche intensive 
Bekämpfungsmaßnahmen treten Schäden bei den Bie
nenvölkern auf und nach zwei bis drei Jahren gehen die 
betroffenen Bienenvölker ein. 

-
-

-

-

Um einer Weiterverbreitung der Milbe in den einzelnen 
Bienenvölkern und letztlich in der gesamten Bienenpo
pulation in der Stadt Münster entgegenzuwirken, ist es 
angemessen, die Behandlung aller Völker in der Stadt 
Münster anzuordnen. Andere Maßnahmen, die in glei
chem Maße dazu beitragen, die Ausbreitung der Varroa
milbe wirkungsvoll zu bekämpfen, gleichzeitig jedoch 
in geringerem Maße in Ihre Rechte eingreifen, sind mir 
nicht ersichtlich. 

-

-
­

Ihr privates Interesse, die Kosten und den Aufwand der 
notwendigen Behandlung zu vermeiden, muss gegen
über dem öffentlichen Interesse an einer wirkungsvollen 
Parasitenbekämpfung als geringfügiger eingestuft wer
den. Der mit der Anordnung verbundene Eingriff in Ihre 
Rechte als Tierhalter ist daher als verhältnismäßig zu 
beurteilen und von Ihnen hinzunehmen. 

-

-

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) er
folgt im besonderen öffentlichen Interesse. Wenn eine 
Klage gegen diese Verfügung eine aufschiebende Wir
kung hätte, würde die erforderliche Behandlung der 
Bienenvölker bis zur Entscheidung des Verfahrens durch 
ein Urteil eines Verwaltungsgerichtes unterbleiben. In 
diesem Zeitraum würden Bienenvölker geschädigt und 
die Varroamilbe ungehindert weiterverbreitet. Zum 
Schutz und zur Erhaltung gesunder und leistungsfähiger 
Bienenvölker überwiegt das öffentliche Interesse an 
einer wirkungsvollen Parasitenbekämpfung überwiegt 
gegenüber Ihrem Interesse, durch die Einlegung eines 

-

-

Widerspruchs eine aufschiebende Wirkung erzielen zu 
können. 
Ihre Rechte
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines 
Monats, nachdem sie bekannt gegeben wurde, beim 
Verwaltungsgericht Münster (Postanschrift: Postfach 
8048, 48043 Münster, Hausanschrift: Manfred­von­
Richthofen­Straße 8, 48145 Münster) schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
Klage erheben.
Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Sie können 
beim Verwaltungsgericht Münster schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
beantragen, dass die aufschiebende Wirkung wieder 
hergestellt wird. 
Die Klage und den Antrag können Sie auch elektronisch 
und mit qualifizierter elektronischer Signatur über 
das Elektronische Gerichts­ und Verwaltungspostfach 
(EGVP) beim Verwaltungsgericht Münster einreichen. 
Die Anforderungen an den elektronischen Rechtsver
kehr sind in der Verordnung über den elektronischen 
Schriftverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein­Westfalen vom 
7. 11. 2012 in der aktuellen Fassung geregelt.

Münster, den 26. Juni 2020
Der Oberbürgermeister 
i.A. 
Dr. Giovanni Serra 
Fachstellenleiter

Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder des 
Integrationsrates der Stadt Münster 
vom 26. Juni 2020

Aufgrund des § 7 in Verbindung mit § 27 der Gemeinde
ordnung für das Land Nordrhein­Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b, ber. 
S. 304a), hat der Rat der Stadt Münster am 24. Juni 2020 
folgende Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
§  1 Allgemeines
§  2 Wahlberechtigung, Wählbarkeit
§  3 Wahlorgane
§  4 Wahlausschuss
§  5 Wahlvorstand
§  6 Stimmbezirke
§  7 Wählerverzeichnis
§  8 Wahlbenachrichtigung
§  9  Einspruch und Beschwerde gegen das 

Wählerverzeichnis
§ 10 Änderung im Wählerverzeichnis
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§ 11 Wahltag, Wahlzeit
§ 12 Wahlvorschläge
§ 13 Ungültige Wahlvorschläge
§ 14  Entscheidung des Wahlausschusses, 

Bekanntmachung der Wahlvorschläge
§ 15 Stimmzettel
§ 16 Wahlbekanntmachung
§ 17 Ausstattung des Wahlvorstandes
§ 18 Ordnung der Wahlhandlung
§ 19 Eröffnung der Wahlhandlung
§ 20 Stimmabgabe
§ 21 Feststellung des Wahlergebnisses
§ 22 Zählung der Wähler
§ 22a Zählung der gültigen und ungültigen Stimmen
§ 23 Ungültige Stimmen
§ 24 Zählung der Stimmen
§ 25 Wahlniederschrift und Schnellmeldung
§ 26 Briefwahl
§ 27 Aufgaben des Wahlleiters bei der Briefwahl
§ 28 Tätigkeit des Briefwahlvorstandes
§ 29 Ermittlung des Briefwahlergebnisses
§ 30  Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl durch den 

Briefwahlvorstand
§ 31 Feststellung des Wahlergebnisses
§ 32 Erwerb der Mitgliedschaft
§ 33 Mandatsverlust
§ 34 Ersatzbestimmung von Mitgliedern
§ 35 Folgen des Verbots einer Partei oder Wählergruppe
§ 36 Wahlprüfung
§ 37 Kosten
§ 38 Ergänzende Bestimmungen
§ 39 Inkrafttreten

§ 1 Allgemeines
(1)   Die Funktionsbezeichnungen dieser Satzung wer

den in diverser, weiblicher oder männlicher Form 
geführt.

-

(2)   Die Mitglieder des Integrationsrates der Stadt 
Münster werden auf der Grundlage dieser Wahl
ordnung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, 
gleicher und geheimer Wahl für die Dauer der 
Wahlperiode des Rates der Stadt nach Listen oder 
als Einzelbewerber nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt.

-

(3)   Die gemäß § 14 zugelassenen Wahlvorschläge 
(§ 12) erhalten so viele Sitze zugeteilt, wie ihnen 
im Verhältnis der auf sie entfallenden Stimmzah
len entsprechend dem nach dem Kommunal
wahlgesetz anzuwendenden Zuteilungsverfahren 
zustehen. Im Falle gleicher Zuteilungszahlen 
entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 
Entfallen auf einen Wahlvorschlag mehr Sitze als 
Bewerber im Wahlvorschlag benannt sind, so blei
ben diese Sitze unbesetzt.

-
-

-

(4)   Jede wählbare Person kann nur in einem Wahlvor
schlag als Bewerber benannt werden.

-

(5)   Jeder Wähler hat eine Stimme. Mit ihr entscheidet 
er sich bei Bewerbern von Listenwahlvorschlägen 
und bei Einzelbewerbern zugleich für die nicht 
auf dem Stimmzettel aufgeführten Bewerber und 
Stellvertreter desselben Listenwahlvorschlages.

(6)   Wahlgebiet ist die Stadt Münster. Das Wahlgebiet 
wird, soweit erforderlich, in Stimmbezirke einge
teilt.

(7)   Die in dieser Wahlordnung genannten amtlichen 
Unterlagen werden in deutscher Sprache abge
fasst. Für Namen, Titel und Bezeichnung wird die 
lateinische Schrift verwendet; gegebenenfalls ist 
eine amtliche Transkription heranzuziehen.

§ 2 Wahlberechtigung, Wählbarkeit
(1)   Wahlberechtigt ist, wer

1.  nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Ab
satz 1 des Grundgesetzes ist,

2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,
3.  die deutsche Staatsangehörigkeit durch 

Einbürgerung erhalten hat oder
4.  die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 

Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs
nummer 102­1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 28. 8. 2013 (BGBl. I S. 3458), 
erworben hat.

Darüber hinaus muss die Person am Wahltag
1. 16 Jahre alt sein,
2. s ich seit mindestens einem Jahr im Bundesge

biet rechtmäßig aufhalten und
3.  mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl in 

der Stadt Münster ihre Hauptwohnung haben.
 Wahlberechtigte Personen nach Satz 1 Nummern 
3 und 4 müssen sich bis zum 12. Tag vor der Wahl 
in das Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie 
haben den Nachweis über die Wahlberechtigung 
zu führen.

(2)   Nicht wahlberechtigt sind Ausländer
1.  auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 25. 2. 2008 (BGBl. 
I S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. 7. 2018 (BGBl. I S. 1147) nach 
seinem § 1 Absatz 2 Nummer 2 oder 3 keine 
Anwendung findet oder

2. die Asylbewerber sind.
(3)   Wählbar sind mit Vollendung des 18. Lebensjahres 

alle Wahlberechtigten nach Absatz 1 sowie alle 
Bürger der Stadt Münster. Sie müssen am Wahltag 
seit mindestens drei Monaten ihre Hauptwoh
nung in der Stadt Münster haben und sich seit 
mindestens einem Jahr rechtmäßig im Bundesge
biet aufhalten. Nicht wählbar ist, wer am Wahltag 
infolge Richterspruches in der Bundesrepublik 
Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
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(4)   Wahlberechtigte und Bürger der Stadt Münster 
unterliegen als Beamte und Angestellte den Be
stimmungen über die Unvereinbarkeit von Be
schäftigungsverhältnis und Mandat des § 13 des 
Kommunalwahlgesetzes.

-
-

§ 3 Wahlorgane
(1)   Wahlorgane sind
  1. für das Wahlgebiet
   a) d er Oberbürgermeister der Stadt Münster 

als Wahlleiter, stellvertretender Wahlleiter 
ist sein Vertreter im Amt; der Oberbürger
meister kann die Funktionen delegieren,

-

   b) der Wahlausschuss,
  2. f ür den Stimmbezirk der Wahlvorsteher und 

der Wahlvorstand,
  3.  für die Briefwahl der Briefwahlvorsteher und 

der Briefwahlvorstand und,
  4.  sofern eine zentrale Auszählung der Stimmen 

angeordnet wird, der Auszählungsvorsteher 
und der Auszählungsvorstand.

(2)   Wahlbewerber sind nicht gehindert, als Mitglied 
des Wahlausschusses oder eines Wahlvorstandes 
an Entscheidungen mitzuwirken, die ihre eigene 
Kandidatur betreffen.

(3)   Der Wahlleiter ist für die ordnungsmäßige Vorbe
reitung und Durchführung der Wahl verantwort
lich.

-
-

(4)   Der Wahlleiter verpflichtet die Mitglieder der 
Wahlorgane zur unparteiischen Wahrnehmung 
ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die 
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge
wordenen Tatsachen, insbesondere über alle dem 
Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten.

-

(5)   Sofern in Stimmbezirken die Zahl der Wahlbe
rechtigten so gering ist, dass zu befürchten ist, 
dass infolge zu wenig abgegebener Stimmen das 
Wahlgeheimnis nicht gewahrt ist, kann der Wahl
leiter anordnen, dass für alle Stimmbezirke ein 
zentraler Auszählungsort bestimmt wird und für 
die Auszählung der abgegebenen Stimmen Aus
zählungsvorstände gebildet werden. Die abge-
gebenen Stimmen aus den Stimmbezirken sollen 
dann so zusammengefasst werden, dass das Wahl
ergebnis auf der Ebene der Stadtbezirke ermittelt 
wird.

-

-

-

-

§ 4 Wahlausschuss
(1)   Wahlausschuss ist der nach § 2 Absatz 3 des Kom

munalwahlgesetzes vom Rat der Stadt gewählte 
Wahlausschuss für die Kommunalwahlen.

-

(2)   Auf den Wahlausschuss finden die allgemeinen 
Vorschriften des kommunalen Verfassungsrechts 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
dass der Wahlausschuss in öffentlicher Sitzung 
entscheidet, dass er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist, 
dass bei Stimmengleichheit die Stimme des Wahl-

leiters den Ausschlag gibt und dass § 58 Absatz 1 
Satz 8 bis 10 und Absatz 3 Satz 4 der Gemeinde
ordnung außer Betracht bleiben.

(3)   Der Wahlausschuss entscheidet über Verfügungen 
des Wahlleiters bei der Prüfung von Wahlvorschlä
gen, wenn die Vertrauensperson den Wahlaus-
schuss anruft, sowie über die Zulassung der Wahl
vorschläge (§ 14). Er stellt das Wahlergebnis fest.

§ 5 Wahlvorstand
 Wahl­, Briefwahl­ und Auszählungsvorstand be
stehen jeweils aus dem Wahl­, Briefwahl­ oder 
Auszählungsvorsteher, dem stellvertretenden 
Wahl­, Briefwahl­ oder Auszählungsvorsteher, und 
drei bis sechs Beisitzern. Der Oberbürgermeis
ter beruft die Mitglieder des Wahl­, Briefwahl­, 
und Auszählungsvorstandes und berücksichtigt 
hierbei nach Möglichkeit die in der Stadt Münster 
vertretenen Parteien und Wählergruppen. Die 
Beisitzer des Wahl­, Briefwahl­, und Auszählungs
vorstandes können im Auftrag des Oberbürger
meisters auch vom Wahl­, Briefwahl, oder Aus
zählungsvorsteher berufen werden. Der Wahl­, 
Briefwahl- und Auszählungsvorsteher und ihre 
Stellvertreter werden, wenn sie nicht schon für 
ihr Hauptamt verpflichtet sind, vom Oberbürger
meister vor der Wahl zur unparteiischen Wahr
nehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit 
über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit be-
kannt gewordenen Tatsachen, insbesondere über 
alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Ange
legenheiten, verpflichtet. Die Verpflichtung der 
Beisitzer obliegt dem Wahl­, Briefwahl­ und Aus
zählungsvorsteher zu Beginn der Wahlhandlung. 
Die Mitglieder des Wahl­, Briefwahl­ und Auszäh
lungsvorstandes dürfen während ihrer Tätigkeit 
kein auf eine politische Überzeugung hinweisen
des Zeichen sichtbar tragen.

(2)   Wahl­, Briefwahl­ und Auszählungsvorstände ent
scheiden bei Zweifelsfragen im Wahlablauf und 
bei der Auszählung der Stimmen mit Stimmen
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Wahl­, Briefwahl­ oder Auszählungsvorstehers 
den Ausschlag.

(3)   Die Mitglieder des Wahl­, Briefwahl­ oder Aus
zählungsvorstandes üben eine ehrenamtliche 
Tätigkeit aus, auf die sinngemäß die allgemeinen 
Vorschriften des kommunalen Verfassungsrechts 
mit Ausnahme des § 31 der Gemeindeordnung 
Anwendung finden. Ihnen kann für den Wahltag 
ein Erfrischungsgeld gewährt werden.

(4)   Der Oberbürgermeister ist befugt, folgende Da
ten zum Zweck der Berufung zu Mitgliedern von 
Wahl­, Briefwahl­ und Auszählungsvorständen zu 
verarbeiten:
1. Familienname,
2. sämtliche Vornamen,
3. Geburtsdatum,
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  4. Anschrift,
  5.  Telefonnummern und E­Mail­Adressen und
  6.  bisherige Mitwirkung in Wahl­, Briefwahl­ und 

Auszählungsvorständen sowie die ausgeübte 
Funktion.

   Soweit die betroffene Person nicht widersprochen 
hat, ist der Oberbürgermeister befugt, die Daten 
nach Satz 1 auch nach Durchführung der Wahl zur 
erneuten Berufung bei künftigen Wahlen zu ver
arbeiten. Die betroffene Person ist über das Wi
derspruchsrecht nach Satz 2 vor der Verarbeitung 
ihrer Daten bei künftigen Wahlen in Textform zu 
unterrichten.

-
-

§ 6 Stimmbezirke
(1)   Die Stimmbezirke entsprechen den Stimm

bezirken der Kommunalwahlen.
­

(2)   Der Oberbürgermeister kann anordnen, dass in 
einzelnen Stimmbezirken für statistische Zwecke 
wahlstatistische Auszählungen durchgeführt wer
den. § 50 Absatz 2 Satz 2, 3 und 6 sowie Absatz 3 
des Kommunalwahlgesetzes gelten entsprechend.

-

§ 7 Wählerverzeichnis
(1)   Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis 

eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.
(1a)  Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerver

zeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen 
Wahlschein. Ein Wahlberechtigter, der nicht in 
das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 
Antrag einen Wahlschein, wenn

-

  1.  er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist ver
säumt hat;

-

  2. er aus e inem von ihm nicht zu vertretenden 
Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufge
nommen worden ist oder

-

  3.  seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl 
erst nach der Einspruchsfrist entstanden ist 
oder sich herausstellt.

(1b)  Wird der Wahlschein versagt, so kann dagegen 
Einspruch eingelegt werden. § 9 Absätze 3 bis 5 
sind sinngemäß anzuwenden.

(2)   In jedem Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis 
geführt, das der Oberbürgermeister nach Fami
lienname, Vornamen, Tag der Geburt, Wohnung 
und Staatsangehörigkeiten oder Nationalitäten 
anlegt; es kann auch im automatisierten Verfah
ren geführt werden. In das Wählerverzeichnis 
werden alle Personen eingetragen, bei denen am 
42. Tage vor der Wahl (Stichtag) feststeht, dass 
sie wahlberechtigt sind. Von Amts wegen in das 
Wählerverzeichnis einzutragen sind auch die nach 
dem Stichtag bis zum 16. Tag vor der Wahl zuge
zogenen Wahlberechtigten sowie Wahlberech
tigte, deren bisherige Nebenwohnung in diesem 
Zeitraum ihre alleinige Wohnung oder Haupt
wohnung in der Stadt Münster wird; hierauf sollen 

-

-

-
-

-

sie bei der Anmeldung hingewiesen werden. Die 
Eintragung hat unverzüglich nach der Anmeldung 
zu geschehen. Hinsichtlich der für die Führung des 
Wählerverzeichnisses und für die Erteilung eines 
Wahlscheines verarbeiteten personenbezogenen 
Daten erfolgt die Information der betroffenen 
Person abweichend von § 5 Absatz 8 Datenschutz
gesetz Nordrhein­Westfalen in Verbindung mit 
Artikel 13 Datenschutz­Grundverordnung durch 
die Bekanntmachung nach § 8 dieser Wahlord
nung. Hinsichtlich der im Wählerverzeichnis 
enthaltenen personenbezogenen Daten besteht 
abweichend von § 5 Absatz 8 Datenschutzgesetz 
Nordrhein­Westfalen in Verbindung mit Artikel 15 
Absatz 1 und Absatz 3 der Datenschutz­ Grund
verordnung das Recht auf Auskunft und das 
Recht auf Erhalt einer Kopie abschließend durch 
das, unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 
gewährleistete, Recht auf Einsicht in das Wäh-
lerverzeichnis und das Recht auf Anfertigen von 
Auszügen aus dem Wählerverzeichnis. Hinsicht
lich der im Wählerverzeichnis enthaltenen perso
nenbezogenen Daten besteht abweichend von § 5 
Absatz 8 Datenschutzgesetz Nordrhein­Westfalen 
in Verbindung mit Artikel 16 und Artikel 18 der 
Datenschutz­Grundverordnung das Recht auf 
Berichtigung und das Recht auf Einschränkung 
der Verarbeitung abschließend durch die unter 
den Voraussetzungen des § 9 dieser Wahlordnung 
gewährleisteten Einspruchsrechte.

(3)   Der Wähler kann nur in dem Stimmbezirk wäh
len, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen 
ist. Inhaber eines Wahlscheines können in jedem 
Stimmbezirk oder durch Briefwahl wählen.

(4)   Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den 
Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl 
während der allgemeinen Öffnungszeiten des 
Wahlamtes die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der zu seiner Person im Wählerverzeichnis einge
tragenen Daten zu prüfen. Zur Überprüfung der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen haben Wahlberechtigte während des in 
Satz 1 genannten Zeitraumes nur dann ein Recht 
auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie 
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wähler
verzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Über
prüfung gemäß Satz 2 besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Mel
deregister ein Sperrvermerk nach § 51 Bundes
meldegesetz eingetragen ist.

(5)   Personen können nur auf rechtzeitigen Einspruch 
hin in das Wählerverzeichnis aufgenommen oder 
darin gestrichen werden (§ 9 Absatz 1), es sei 
denn, dass es sich um offenbare Unrichtigkeiten 
handelt, die vom Wahlleiter bis zum Tag vor der 
Wahl zu berichtigen sind.
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§ 8 Wahlbenachrichtigung
(1)   Spätestens am Tage vor Beginn der Einsichtsfrist in 

das Wählerverzeichnis benachrichtigt der Obe
bürgermeister alle Wahlberechtigten, die in das 
Wählerverzeichnis eingetragen sind. In den Fällen 
des § 10 Absatz 1 Satz 3 dieser Wahlordnung 
benachrichtigt der Oberbürgermeister die Wahl
berechtigten unverzüglich nach der Anmeldung.

r-

-

(2)   Die Wahlbenachrichtigung soll mindestens ent
halten:

-

  1. den Familiennamen und die Vornamen,
  2. d ie Anschrift der alleinigen Wohnung oder der 

Hauptwohnung,
  3.  den Stimmbezirk und den Wahlraum und die 

Angabe, ob dieser barrierefrei ist,
  4.  die Nummer, unter der der Wahlberechtigte in 

das Wählerverzeichnis eingetragen ist,
  5. die Wahlzeit,
  6.  die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung 

und einen gültigen Pass, einen gültigen Perso
nalausweis oder eine gültige Identitätskarte 
zur Wahl mitzubringen, verbunden mit dem 
Hinweis, dass das Wahlrecht auch bei Verlust 
der Wahlbenachrichtigung ausgeübt werden 
kann,

-

  7. d ie Belehrung, dass jeder Wahlberechtigte 
sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich 
ausüben kann,

  8. d ie Belehrung, dass die Wahlbenachrichtigung 
nicht zur Wahl in einem anderen als dem ange
gebenen Wahlraum berechtigt und

-

  9. d ie Belehrung über die Beantragung eines 
Wahlscheines und über die Übersendung von 
Briefwahlunterlagen.

   Die Rückseite der Wahlbenachrichtigung muss ei
nen Vordruck für einen Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines enthalten.

-

§ 9  Einspruch und Beschwerde 
gegen das Wählerverzeichnis

(1)   Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder 
unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichts
frist beim Wahlleiter schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift Einspruch einlegen. Der Wahlleiter 
weist in der Bekanntmachung zur Einsichtnahme 
in das Wählerverzeichnis auf die Möglichkeit des 
Einspruches hin.

-

(2)   Richtet sich der Einspruch gegen die Eintragung 
eines anderen, so ist dieser vor der Entscheidung 
zu hören.

(3)   Der Wahlleiter hat die Entscheidung unverzüglich 
zu fällen und dem Antragsteller und dem Betroffe
nen zuzustellen.

-

(4)   Gegen die Entscheidung des Wahlleiters kann 
binnen drei Tagen nach Zustellung Beschwerde 

eingelegt werden, über die die Aufsichtsbehörde 
entscheidet, es sei denn, der Wahlleiter hilft der 
Beschwerde sogleich ab.

(5)   Die Einspruchs­ oder Beschwerdeentscheidung ist 
für die Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl 
endgültig. Sie schließt die Erhebung eines Einspru
ches im Wahlprüfungsverfahren nicht aus (§ 36).

§ 10 Änderung im Wählerverzeichnis
(1)   Wird einem Einspruch gegen das Wählerverzeich

nis stattgegeben oder gibt die Aufsichtsbehörde 
einer Beschwerde statt, ändert der Wahlleiter das 
Wählerverzeichnis.

(2)   Offenbare Unrichtigkeiten im Wählerverzeichnis 
kann der Wahlleiter bis zum Tag vor der Wahl be
richtigen. Im Übrigen wird das Wählerverzeichnis
am 2. Tag vor der Wahl abgeschlossen.

§ 11 Wahltag, Wahlzeit
(1)   Wahltag ist ein Sonntag.
(2)   Die Wahl findet am Tag der Kommunalwahlen 

statt. Der Wahlleiter schreibt die Wahl durch 
öffentliche Bekanntmachung unverzüglich aus.

(3)   Den Tag der Nachwahl oder der Wiederholungs
wahl und die für die Vorbereitung maßgeblichen 
Fristen und Termine bestimmt der Rat der Stadt.

(4)   Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr.
§ 12 Wahlvorschläge
(1)   Der Wahlleiter fordert nach Bekanntgabe des 

Wahltages (§ 11 Absatz 2) durch öffentliche 
Bekanntmachung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen auf. Wahlvorschläge können von 
politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich 
organisierten Gruppen von Wahlberechtigten 
(Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberech
tigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Als 
Wählergruppe gilt auch eine nicht mitgliedschaft
lich organisierte Gruppe, die sich für die politische 
Teilhabe für Menschen mit Einwanderungsge
schichte in Münster einsetzt. Jeder Wahlvor-
schlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag 
einreichen. Wahlvorschläge dürfen nur von Wahl
berechtigten unterstützt werden.

(2)   Als Bewerber benannt werden kann jede wählbare 
Person im Sinne des § 2 Absatz 3 dieser Wahlord
nung
1.  in einem Listenwahlvorschlag einer 

Wählergruppe oder Partei oder
2. a ls Einzelbewerber auf eigenen Vorschlag oder 

Vorschlag einzelner Wahlberechtigter, die ihre 
Zustimmung schriftlich und unwiderruflich 
hierzu gegeben hat.

(2a)  Für die in einem Listenwahlvorschlag benannten 
Bewerber und für Einzelbewerber sollen per-
sönliche Stellvertreter benannt werden, die die 
gewählten Bewerber bei Verhinderung in den 
Sitzungen des Integrationsrates vertreten und bei 
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Ausscheiden eines gewählten Bewerbers gemäß § 
34 der Wahlordnung nachrücken können. Die vor
geschlagenen Stellvertreter müssen wählbar im 
Sinne des § 2 Absatz 3 dieser Wahlordnung sein 
und ihre Zustimmung zur Benennung schriftlich 
und unwiderruflich erklären.

-

(3)   Jeder Listenwahlvorschlag muss die Erklärung der 
Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden 
Wählergruppe oder Partei enthalten, dass sie

  1.  einen nach demokratischen Grundsätzen 
 gewählten Vorstand besitzt und

  2. k eine in der Bundesrepublik Deutschland 
 verbotene Vereinigung bildet.

   Die unterzeichnenden Mitglieder der Leitung der 
Wählergruppe oder Partei haben gegenüber dem 
Wahlleiter zu versichern, dass

  1.  die Wahl zur Aufstellung der Bewerber in ge
heimer Abstimmung und nur unter wahlbe-
rechtigten Mitgliedern im Sinne von § 2 Absatz 
1 dieser Wahlordnung durchgeführt worden ist 
und

-

  2.  die Reihenfolge der im Listenwahlvorschlag 
aufgeführten Bewerber dem Abstimmungser
gebnis entspricht.

-

(4)   Auf Einzelbewerber findet die Vorschrift des Ab
satzes 3 Satz 1 Nummer 2 sinngemäß Anwendung 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Bildung 
einer verbotenen Vereinigung die Zugehörigkeit 
tritt.

-

(5)   Der Wahlvorschlag muss für jeden Bewerber und 
Stellvertreter Familienname, Vornamen, Geburts
datum, Beruf, Anschrift und Staatsangehörigkei-
ten oder Nationalitäten enthalten.

-

(6)   Jeder Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvor
schlag“ (Mehrpersonen­ oder Ein­Personen­Liste) 
oder als „Einzelbewerber/in“ erkennbar und mit 
dem Namen des Wahlvorschlags sowie einer 
Kurzbezeichnung versehen sein. Fehlt ein eige
ner Name, tritt ersatzweise der Familienname 
des ersten Bewerbers an die Stelle des Wahlvor
schlagsnamens. Der Wahlvorschlag muss von dem 
Einzelbewerber oder bei einer Partei oder Wäh
lergruppe von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein.

-

-

-

-

(7)   Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens 20 
Wahlberechtigten eigenhändig schriftlich un
terstützt werden. Jeder Wahlberechtigte darf 
mit seiner Unterschrift nur einen Wahlvorschlag 
unterstützen. Bewerber dürfen den sie selbst 
betreffenden Wahlvorschlag unterstützen. Hat 
jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, 
so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahl
vorschlägen ungültig. Die Unterzeichner müssen 
in Block- oder Maschinenschrift Familiennamen 
und Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift der 
Hauptwohnung selbst angeben und eigenhändig 
unterschreiben. Die ordnungsgemäße Unterzeich

-

-

-

nung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einrei
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden.

(8)   In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauens
person und eine stellvertretende Vertrauensper
son bezeichnet sein.

(9)   Für die Wahlvorschläge und die Unterstützungs
unterschriften sind Formblätter zu verwenden, 
die vom Wahlleiter bereitgehalten werden.

(10)  Der Wahlleiter legt durch öffentliche Bekanntma
chung fest, bis zu welchem Tag vor der Wahl und 
welcher Uhrzeit Wahlvorschläge beim Wahlleiter 
eingereicht werden können. Der Wahlleiter prüft 
die Wahlvorschläge und legt sie unverzüglich dem 
Wahlausschuss zur Entscheidung vor (§ 14).

§ 13 Ungültige Wahlvorschläge
(1)   Wahlvorschläge sind ungültig, wenn sie

1. verspätet eingereicht sind,
2. n icht formgerecht eingereicht sind oder im 

Übrigen den Anforderungen der Wahlordnung 
nicht genügen,

3.  nicht die vorgeschriebene Anzahl von Unter
stützungsunterschriften nachweisen (§ 12 
Absatz 7 Satz 1),

4.  Personen enthalten, die ihre schriftliche Zu
stimmung zur Aufstellung als Bewerber oder 
Stellvertreter nicht gegeben haben,

5.  die für die Bewerber vorgeschriebenen An
gaben nicht enthalten oder wenn diese nicht 
lesbar sind oder

6.  die für die Unterzeichner vorgeschriebenen 
Angaben nicht enthalten oder wenn diese nicht 
lesbar sind und wenn nach deren Streichung 
die vorgeschriebene Anzahl von Unterstüt
zungsunterschriften nicht erreicht ist.

(2)   Der Wahlleiter hat die Wahlvorschläge sofort zu 
prüfen. Stellt er Mängel fest, so fordert er unver
züglich die Vertrauensperson auf, sie rechtzeitig 
zu beseitigen. Die Vertrauensperson kann gegen 
Verfügungen des Wahlleiters den Wahlausschuss 
anrufen. Mängel des Wahlvorschlages können nur 
so lange behoben werden, als nicht über seine 
Zulassung entschieden ist.

(3)   Erfüllen bei Listenwahlvorschlägen einzelne 
Bewerber oder Stellvertreter die Wählbarkeits
voraussetzungen nicht, so werden sie von Amts 
wegen gestrichen.

§ 14  Entscheidung des Wahlausschusses, 
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1)   Der Wahlausschuss prüft die Wahlvorschläge nach 
Maßgabe des § 13 und entscheidet nach Termin
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festlegung durch den Wahlleiter über die Zulas
sung.

-

(2)   Der Wahlausschuss hat Wahlvorschläge zurück
zuweisen, wenn sie verspätet eingereicht sind, 
den durch diese Wahlordnung aufgestellten An
forderungen nicht genügen oder aufgrund einer 
Entscheidung nach Artikel 9 Absatz 2, Artikel 21 
Absatz 2 des Grundgesetzes oder Artikel 32 Ab
satz 2 der Landesverfassung unzulässig sind.

-

-

-

(3)   Die Entscheidung des Wahlausschusses ist für die 
Aufstellung der Bewerber zur Wahl endgültig. Sie 
schließt die Erhebung eines Einspruches im Wahl
prüfungsverfahren nicht aus.

-

(4)   Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen.
(5)   Der Wahlleiter gibt die zugelassenen Wahlvor

schläge unverzüglich nach der Zulassung durch 
den Wahlausschuss mit dem Wahlvorschlags
namen sowie für jeden Bewerber und Stellver
treter Familienname, Vornamen oder Rufname, 
Geburtsjahr und Beruf, öffentlich bekannt. Zu
nächst genügt einfache Bekanntmachung. Die 
Veröffentlichung im Amtsblatt ist unverzüglich 
nachzuholen.

-

­
-

-

§ 15 Stimmzettel
(1)   Die Stimmzettel werden amtlich in deutscher 

Sprache hergestellt. Sie enthalten:
  1.  eine laufende Nummer für jeden 

Wahlvorschlag,
  2. F amilienname, Vornamen oder Rufname, und 

Geburtsjahr der Bewerber,
  3.  bei Listenwahlvorschlägen die Bezeichnung 

„Listenwahlvorschlag“ sowie den Namen des 
Wahlvorschlags, bei anderen Wahlvorschlägen 
die Bezeichnung „Einzelbewerber/in“ und gege
benenfalls einen Wahlvorschlagsnamen und

-

  4. einen Kreis zum Kennzeichnen.
   Bei Listenwahlvorschlägen werden die ersten fünf 

Bewerber aufgeführt. Stellvertreter werden nicht 
aufgeführt. Sofern Stimmzettelschablonen für 
Menschen mit Blindheit oder Sehbeeinträchti
gung angeboten werden, sind sie amtlich herzu
stellen.

-
-

(2)   Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich 
nach der Stimmenzahl, die die Parteien, Wähler
gruppen und Einzelbewerber bei der letzten Wahl 
der Mitglieder des Integrationsrates erreicht ha
ben. Die übrigen Wahlvorschläge schließen sich in 
alphabetischer Reihenfolge der Wahlvorschlags
namen an.

-

-

-

(3)   Wenn der Oberbürgermeister für statistische 
Zwecke in einzelnen Stimmbezirken wahlstatis
tische Auszählungen angeordnet hat, werden in 
diesen Stimmbezirken Stimmzettel mit Unter
scheidungsbezeichnungen nach Geschlecht und 
Geburtsjahresgruppen verwendet.

-

-

§ 16 Wahlbekanntmachung
(1)   Der Wahlleiter macht spätestens am 24. Tag vor 

der Wahl öffentlich bekannt:
1. den Wahltermin,
2. w o, wie lange und zu welchen Tagesstunden 

das Wählerverzeichnis eingesehen werden 
kann,

3.  dass innerhalb der Einsichtsfrist beim Ober
bürgermeister Einspruch gegen das Wähler
verzeichnis eingelegt werden kann,

4.  wo, in welcher Zeit und unter welchen Voraus
setzungen ein Wahlschein beantragt werden 
kann,

5. wie durch Briefwahl gewählt wird,
6.  den Hinweis, dass die Stimmzettel amtlich her

gestellt sind und im Wahlraum bereitgehalten 
werden,

7. d en Hinweis, dass ein Pass, Personalausweis 
oder anderer Identitätsausweis und möglichst 
die Wahlbenachrichtigung mitzubringen sind,

8. d en Hinweis, dass der Wähler die Wahl nur per
sönlich ausüben kann, bei der Stimmabgabe 
nur eine Stimme hat und den Wahlvorschlag, 
dem er seine Stimme geben will, durch Ankreu
zen oder auf andere Weise in der dafür vorge
sehenen Spalte kennzeichnen muss und

9.  gegebenenfalls den zentralen Auszählungsort.
§ 17 Ausstattung des Wahlvorstandes
Der Wahlvorstand erhält:
1. das Wählerverzeichnis,
2. die Stimmzettel,
3. eine Wahlurne und Wahlkabine/n,
4. einen Abdruck der Wahlordnung,
5.  je einen Vordruck der Wahlniederschrift und der 

Schnellmeldung,
6.  eine Wahlbekanntmachung nach § 16 der Wahl

ordnung zum Aushang am Eingang des Gebäudes, 
in dem sich der Wahlraum befindet und

7. das erforderliche Material.
§ 18 Ordnung der Wahlhandlung
(1)   Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahl

ergebnisses sind öffentlich. Der Wahl­ oder Aus
zählungsvorstand kann die Zahl der im Wahllokal 
oder am zentralen Auszählungsort Anwesenden 
beschränken.

(2)   Den Anwesenden ist jede Einflussnahme auf die 
Wahlhandlung und auf das Wahlergebnis unter
sagt.

(3)   In und an dem Gebäude, in dem sich der Wahl
raum befindet, ist jede Beeinflussung der Wähler 
durch Wort, Ton, Bild oder Schrift verboten.

(4)   Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wäh
lerbefragungen nach der Stimmabgabe über den 
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Inhalt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der 
Wahlzeit unzulässig.

(5)   Während der Wahlhandlung und Stimmenzäh
lung müssen immer mindestens drei Mitglieder 
des Wahlvorstandes anwesend sein, darunter der 
Wahlvorsteher und der Schriftführer oder ihre 
Stellvertreter. Bei Feststellung des Wahlergebnis
ses sollen alle, mindestens jedoch fünf Mitglieder 
des Wahlvorstandes, anwesend sein. Bei der Stim
menzählung und Ergebnisfeststellung durch den 
Auszählungsvorstand gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend.

-

-

-

§ 19 Eröffnung der Wahlhandlung
(1)   Der Wahlvorstand überzeugt sich, dass die Wahl

urne leer ist. Danach wird sie verschlossen; sie darf 
bis zum Ende der Wahlzeit nicht mehr geöffnet 
werden.

-

(2)   Um 8 Uhr erklärt der Wahlvorsteher die Wahl
handlung für eröffnet.

-

§ 20 Stimmabgabe
(1)   Wenn der Wähler den Wahlraum betritt, erhält er 

einen amtlichen Stimmzettel und einen amtlichen 
Stimmzettelumschlag; er soll nach Möglichkeit die 
Wahlbenachrichtigung abgeben. Danach begibt 
sich der Wähler in die Wahlkabine. Dort kenn
zeichnet er seinen Stimmzettel.

-

(2)   Der Wähler hat eine Stimme. Der Wähler kann 
seine Stimme nur persönlich abgeben. Ein Wäh
ler, der des Lesens unkundig oder aufgrund einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht in der Lage 
ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten 
und in die Wahlurne zu werfen, kann sich der 
Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedie
nen; hat der Wähler eine solche Person zu diesem 
Zweck bestimmt, gibt er dies dem Wahlvorstand 
bekannt. Hilfsperson kann auch ein vom Wäh
ler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 
sein. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung 
der Wünsche des Wählers zu beschränken. Die 
Hilfsperson darf gemeinsam mit dem Wähler die 
Wahlkabine aufsuchen, soweit das zur Hilfeleis
tung erforderlich ist. Die Hilfsperson ist zur Ge
heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Hilfeleistung von der Wahl eines anderen 
erlangt hat. Menschen mit Blindheit oder Sehbe
einträchtigung können sich zur Kennzeichnung 
des Stimmzettels gegebenenfalls auch einer amtli
chen Stimmzettelschablone bedienen.

-

-

-

-
-

-

-

(3)   Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, 
dass er durch ein auf den Stimmzettel gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welchem Wahlvorschlag sie gelten soll.

(4)   Der Wähler kann sich für einen von ihm verse
hentlich unbrauchbar gemachten Stimmzettel 
vom Wahlvorsteher einen neuen Stimmzettel 
geben lassen.

-

(5)   Nachdem der Wähler den Stimmzettel so gefaltet 
und in den Stimmzettelumschlag gelegt hat, dass 
der Inhalt der Stimmabgabe für Umstehende nicht 
erkenntlich ist, tritt er an den Tisch des Wahlvor
standes und nennt seinen Namen. Er weist sich 
über seine Person durch Pass oder Identitätsnach
weis aus.

(6)   Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzuwei
sen, der
1.  nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist,
2. b ereits einen Stimmabgabevermerk im 

Wähler verzeichnis hat, es sei denn, er weist 
nach, dass er noch nicht gewählt hat oder

3.  seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine 
gekennzeichnet hat.

(7)   Der Wähler wirft den Stimmzettelumschlag mit 
dem Stimmzettel in die Wahlurne.

(8)   Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe im 
Wählerverzeichnis.

(9)   Um 18 Uhr erklärt der Wahlvorsteher die Wahl
handlung für geschlossen. Zu diesem Zeitpunkt 
im Wahlraum anwesende Wahlberechtigte kön
nen ihre Stimme noch abgeben.

§ 21 Feststellung des Wahlergebnisses
(1)   Die Stimmen werden unmittelbar nach Schluss 

der Wahlhandlung durch den Wahlvorstand aus
gezählt, sofern durch den Wahlleiter keine zentra
le Auszählung der Stimmen angeordnet wurde.

(2)   Der Wahlvorstand stellt fest
1. die Zahl der Wahlberechtigten,
2. die Zahl der Wähler,
3.  die Zahlen der ungültigen und gültigen Stim

men sowie
4.  die Zahlen der für die einzelnen Wahlvorschlä

ge abgegebenen gültigen Stimmen.
§ 22 Zählung der Wähler
(1)   Die Wahlurne wird geöffnet; die Stimmzettelum

schläge werden entnommen und gezählt.
(2)   Zugleich stellt der Schriftführer die Zahl der 

Stimmabgabevermerke im Wählerverzeichnis fest.
(3)   Ergibt sich zwischen beiden Zählvorgängen auch 

nach wiederholter Zählung eine Verschiedenheit, 
so ist dies in der Wahlniederschrift anzugeben 
und, soweit möglich, aufzuklären. Im Falle der 
unaufklärbaren Verschiedenheit gilt für das weite
re Verfahren die Zahl der Stimmzettel als Zahl der 
Wähler.

(4)   Sofern eine zentrale Auszählung der Stimmen 
erfolgt, stellt der Wahlvorstand nur die Zahl der 
Wahlberechtigten und die Zahl der Wähler fest, 
schließt damit die Niederschrift ab und übergibt 
sie mit den in einem verschlossenen und versie
gelten Umschlag verpackten Stimmzetteln an den 
amtlichen Sammeldienst. Dieser übergibt die Un
terlagen an den zuständigen Auszählungsvorstand.
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§ 22a Zählung der gültigen und ungültigen Stimmen
Nach Feststellung der Zahl der Wähler wird die Zahl der 
gültigen Stimmen insgesamt, der auf jeden Wahlvor
schlag entfallenden gültigen Stimmen sowie der un
gültigen Stimmen ermittelt, gegebenenfalls durch den 
zentralen Auszählungsvorstand.

-
-

§ 23 Ungültige Stimmen
(1)   Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der 

Wahl­ oder, gegebenenfalls, der Auszählungsvor
stand.

-

(2)   Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel
  1. nicht amtlich hergestellt ist,
  2. keine Kennzeichnung enthält,
  3. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder
  4.  den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei 

erkennen lässt, insbesondere wenn
   a) m ehrere Wahlvorschläge angekreuzt oder 

bezeichnet sind,
   b)  durch die Ankreuzung oder Kennzeichnung 

des Stimmzettels nicht bestimmt werden 
kann, welcher Wahlvorschlag gemeint ist 
oder

   c) d er Stimmzettel zerrissen oder stark 
beschädigt ist.  

§ 24 Zählung der Stimmen
(1)   Mehrere Beisitzer öffnen die Stimmzettelumschlä

ge und legen unter Aufsicht des Wahl­ oder Aus
zählungsvorstehers die Stimmzettel getrennt ab 
nach

-
-

  1.  offensichtlich gültig abgegebenen Stimmen für 
die einzelnen Wahlvorschläge,

  2.  offensichtlich ungültig abgegebenen Stimmen 
auf ungekennzeichneten Stimmzetteln und 
Stimmzetteln mit Kennzeichnung mehrerer 
Wahlvorschläge (eine ungültige Stimme je 
Stimmzettel) sowie

  3. Stimmzetteln, die Anlass zu Bedenken geben.
   Die nach Satz 1 Nummer 2 und 3 gebildeten Sta

pel nimmt ein Beisitzer in Verwahrung.
-

(2)   Wahl­ oder Auszählungsvorsteher und ihre Stell
vertreter prüfen nacheinander alle Stapel mit den 
offensichtlich gültig abgegebenen Stimmen, ob 
die Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden 
Stapels gleich lautet. Gibt ein Stimmzettel zu 
Bedenken Anlass, so fügen sie diesen den ausge
sonderten Stimmzetteln nach Absatz 1 Nummer 3 
bei.

-

-

(3)   Danach zählen je zwei vom Wahl­ oder Auszäh
lungsvorsteher bestimmte Beisitzer nacheinander 
die Stapel der nach Absatz 2 Satz 1 geordneten 
Stimmzettel unter gegenseitiger Kontrolle und 
ermitteln die Zahl der für jeden Wahlvorschlag 
abgegebenen gültigen Stimmen.

-

(4)   Sind alle gültigen Stimmzettel gezählt, so ent
scheidet der Wahl­ oder Auszählungsvorstand 
über die nach Absatz 1 Nummer 3 ausgesonder
ten Stimmzettel. Diese Stimmzettel sind auf der 
Rückseite durch entsprechende Vermerke über 
das Beschlussergebnis des Wahl­ oder Auszäh
lungsvorstandes zu kennzeichnen. Die hiernach 
für gültig erklärten Stimmzettel sind bei den 
Stimmzettelstapeln der in Betracht kommenden 
Wahlvorschläge zu berücksichtigen.

(5)   Die nach Beschlussfassung gemäß Absatz 4 un
gültigen Stimmzettel werden in gleicher Weise 
beschriftet, dem Stimmzettelstapel nach Absatz 1 
Nummer 2 hinzugefügt und die ungültigen Stim
men insgesamt gezählt.

(6)   Beantragt ein Mitglied des Wahl­ oder Auszäh
lungsvorstandes vor der Unterzeichnung der 
Wahlniederschrift eine erneute Zählung der Stim
men, so ist diese in vollem Umfang zu wiederho
len. Die Gründe für die erneute Zählung sind in 
der Wahlniederschrift zu vermerken.

§ 25 Wahlniederschrift und Schnellmeldung
(1)   Über die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses ist vom Schrift
führer eine Wahlniederschrift zu fertigen; im Falle 
der Anordnung einer zentralen Auszählung der 
Stimmen, fertigt der Schriftführer des Wahlvor
standes eine Niederschrift über die Wahlhandlung 
und der Schriftführer des Auszählungsvorstandes 
eine Niederschrift über die Ermittlung und Fest
stellung des Wahlergebnisses.

(2)   Die Niederschrift ist von den anwesenden Mit
gliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen; 
im Falle der Anordnung einer zentralen Auszäh
lung der Stimmen, ist die Niederschrift über die 
Wahlhandlung von den Mitgliedern des Wahlvor
standes und die Niederschrift über die Ermittlung 
und Feststellung des Wahlergebnisses von den 
Mitgliedern des Auszählungsvorstandes zu unter
zeichnen. Verweigert ein Mitglied des Wahl­ oder 
Auszählungsvorstandes die Unterschrift, so ist der 
Grund hierfür in der Niederschrift zu vermerken.

(3)   Sobald das Wahlergebnis im Stimmbezirk oder 
durch einen zentralen Auszählungsvorstand 
ermittelt und durch die Unterschriften der Mit
glieder des Wahl­ oder Auszählungsvorstandes 
bestätigt worden ist, meldet der Wahl­ oder 
Auszählungsvorsteher das Wahlergebnis mit der 
Schnellmeldung dem Wahlleiter.

(4)   Der Wahlniederschrift sind, verpackt und versie
gelt, beizufügen
1.  die gültigen Stimmzettel, geordnet und gebün

delt nach Wahlvorschlägen (ohne die durch 
Beschluss für gültig erklärten),

2. d ie durch besonderen Beschluss für gültig 
erklärten Stimmzettel,

3. alle ungültigen Stimmzettel.
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   Der Wahl­ oder Auszählungsvorsteher übergibt 
die Unterlagen dem Wahlleiter.

§ 26 Briefwahl
(1)   Wer durch Briefwahl wählt,
  1.  kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt 

ihn in den amtlichen Stimmzettelumschlag 
und verschließt diesen,

  2. u nterzeichnet die auf dem Wahlschein vorge
druckte Versicherung an Eides Statt zur Brief
wahl unter Angabe des Ortes und Tages,

-
-

  3.  steckt den verschlossenen amtlichen Stimm
zettelumschlag und den unterschriebenen 
Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefum
schlag,

-

-

  3.  verschließt den Wahlbriefumschlag und
  4.  übersendet den Wahlbrief an den Oberbürger

meister.
-

   Der Wahlbrief kann beim Oberbürgermeister auch 
abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefes 
beim Oberbürgermeister darf er nicht mehr zu
rückgegeben werden.

-

(2)   Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu kennzeich
nen und in den Stimmzettelumschlag zu legen. 
Für Wähler mit Behinderungen gilt § 20 Absatz 2 
Satz 3 bis 8 dieser Wahlordnung entsprechend. 
Hat der Wähler den Stimmzettel durch eine Hilfs
person kennzeichnen lassen, so hat diese auf dem 
Wahlschein durch Unterschreiben der Versiche
rung an Eides Statt zur Briefwahl zu bestätigen, 
dass sie den Stimmzettel gemäß dem erklärten 
Willen des Wählers gekennzeichnet hat. Die Hilfs
person muss das 16. Lebensjahr vollendet haben.

-

-

-

-

(3)   Die Gemeinde sorgt dafür, dass den Wahlbe
rechtigten bei der Übersendung des amtlichen 
Wahlbriefumschlages ohne besondere Versen
dungsform innerhalb des Bundesgebietes keine 
Portokosten entstehen. Der Oberbürgermeister 
hat vor der Wahl öffentlich bekannt zu machen, 
bei welchem oder welchen Versandunternehmen 
die Wahlberechtigten den amtlichen Wahlbrief
umschlag ohne besondere Versendungsform 
innerhalb des Bundesgebietes unentgeltlich ein
liefern können.

-

-

-

-

§ 27 Aufgaben des Wahlleiters bei der Briefwahl
(1)   Der Wahlleiter sammelt die Wahlbriefe ungeöff

net und hält sie unter Verschluss. Er vermerkt auf 
jedem am Wahltag nach 16 Uhr eingegangenen 
Wahlbrief Tag und Uhrzeit des Einganges, auf den 
vom nächsten Tag an eingehenden Wahlbriefen 
nur den Eingangstag.

-

(2)   Der Wahlleiter ordnet die Wahlbriefe nach den da
rauf vermerkten Briefwahlbezirken und übergibt 
sie am Wahltag dem Briefwahlvorstand oder, falls 
mehrere Briefwahlvorstände eingesetzt werden, 
verteilt sie auf die Briefwahlvorstände. Er übergibt 
jedem Briefwahlvorstand das Verzeichnis über 

-

die in den ihm zugeteilten Briefwahlbezirken für 
ungültig erklärten Wahlscheine sowie die Nach
träge dazu oder die Mitteilung, dass keine Wahl
scheine für ungültig erklärt worden sind. Jeder 
Briefwahlvorstand erhält so viele Wahlurnen, wie 
ihm Briefwahlbezirke zugeteilt sind; hierfür kön
nen kleinere Wahlurnen verwendet werden. Auf 
jeder Wahlurne muss der Briefwahlbezirk deutlich 
sichtbar bezeichnet sein.

(3)   Wenn der Wahlleiter nichts Anderes anordnet, 
ermittelt der Briefwahlvorstand auch das Ergebnis 
der Briefwahl.

(4)   Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden vom 
Wahlleiter angenommen, mit den in Absatz 1 
vorgeschriebenen Vermerken versehen und un
geöffnet verpackt. Das Paket wird vom Wahlleiter 
versiegelt, mit Inhaltsangabe versehen und ver
wahrt, bis die Wahl unanfechtbar geworden ist. 
Der Wahlleiter hat sicherzustellen, dass das Paket 
Unbefugten nicht zugänglich ist.

§ 28 Tätigkeit des Briefwahlvorstandes
(1)   Ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied 

des Briefwahlvorstandes öffnet die Wahlbriefe 
nacheinander und entnimmt ihnen den Wahl
schein und den Stimmzettelumschlag. Ist der 
Wahlschein in einem Verzeichnis für ungültig 
erklärter Wahlscheine aufgeführt oder werden Be
denken gegen die Gültigkeit des Wahlscheines er
hoben, so ist der betroffene Wahlbrief samt Inhalt 
unter Kontrolle des Briefwahlvorstehers auszu
sondern und später entsprechend Absätze 2 und 
4 zu behandeln. Die aus den übrigen Wahlbriefen 
entnommenen Stimmzettelumschläge werden 
ungeöffnet in die Wahlurne des Briefwahlbezirks 
gelegt, der auf dem Wahlschein bezeichnet ist. 
Die Wahlscheine werden, nach Briefwahlbezirken 
getrennt, gesammelt.

(2)   Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erho
ben, so beschließt der Briefwahlvorstand über die 
Zulassung oder Zurückweisung. Der Wahlbrief ist 
vom Briefwahlvorstand zurückzuweisen, wenn ein 
Tatbestand nach § 27 Absatz 2 Satz 1 des Kommu
nalwahlgesetzes vorliegt. Die Einsender zurück
gewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wähler 
gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben 
(§ 27 Absatz 2 Satz 2 des Kommunalwahlgeset
zes).

(3)   Über die Tätigkeit des Briefwahlvorstandes ist 
vom Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen. 
Die Niederschrift ist von den Mitgliedern des 
Briefwahlvorstandes zu unterzeichnen. Verwei
gert ein Mitglied des Briefwahlvorstandes die 
Unterschrift, so ist der Grund hierfür in der Brief
wahlniederschrift zu vermerken.

(4)   Die Zahlen der beanstandeten, der nach besonde
rer Beschlussfassung zugelassenen und der zu
rückgewiesenen Wahlbriefe sind in der Wahlnie
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derschrift zu vermerken. Die zurückgewiesenen 
Wahlbriefe sind samt Inhalt auszusondern, mit ei
nem Vermerk über den Zurückweisungsgrund zu 
versehen, wieder zu verschließen, fortlaufend zu 
nummerieren und der Wahlniederschrift in einem 
versiegelten Paket beizufügen. Entsprechend ist 
mit den Wahlbriefumschlägen und Wahlscheinen 
der nach besonderer Beschlussfassung zugelasse
nen Wahlbriefe zu verfahren.

-

-

(5)   Nachdem alle dem Briefwahlvorstand zugeteil
ten Wahlbriefe behandelt worden sind, wird in 
der Briefwahlniederschrift eingetragen, wie viele 
Wahlbriefe insgesamt eingegangen und wie viele 
Wahlbriefe zurückgewiesen worden sind. Die Zahl 
der zugelassenen Wahlbriefe wird, nach Brief
wahlbezirken getrennt, in die Wahlniederschrift 
eingetragen, die von dem Briefwahlvorsteher 
und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Der 
Niederschrift sind, verpackt und versiegelt, die 
Wahlscheine beizufügen. Die leeren Briefwahlum
schläge sind zu vernichten. Die Niederschrift wird 
dem Wahlleiter übergeben.

-

-

-

(6)   Hat der Briefwahlvorstand seine Aufgaben been
det, so übergibt der Briefwahlvorsteher oder sein 
Stellvertreter mit zwei Beisitzern die verschlosse
ne Wahlurne nebst Schlüssel dem Wahlvorsteher 
des Stimmbezirks, der vom Wahlleiter zur Ermitt
lung des Briefwahlergebnisses im Briefwahlbezirk 
bestimmt ist. Der Empfang der Wahlurne und der 
Mitteilung ist vom Wahlvorsteher zu bestätigen.

-

-

-

§ 29 Ermittlung des Briefwahlergebnisses
(1)   Die Briefwahlurne bleibt verschlossen, bis die 

Zählung der Wähler im Stimmbezirk beendet ist. 
Danach werden die Stimmzettelumschläge aus 
der Briefwahlurne entnommen und ungeöffnet 
gezählt. Ergibt sich dabei, auch nach wiederholter 
Zählung, eine Abweichung von der vom Briefwahl
vorstand mitgeteilten Zahl der Briefwähler, so ist 
dies in der Wahlniederschrift zu vermerken.

-

(2)   Die Stimmzettel werden den Stimmzettelum
schlägen entnommen und gezählt. Ergibt sich 
dabei auch nach wiederholter Zählung keine 
Übereinstimmung zu der nach Absatz 1 ermittel
ten Zahl der Briefwähler, so ist dies in der Wahl
niederschrift anzugeben und, soweit möglich, zu 
erläutern. In diesem Fall gilt die Anzahl der Stimm
zettel jeweils als Zahl der Briefwähler.

-

-
-

-

(3)   Die im Stimmbezirk und durch Briefwahl abgege
benen Stimmen werden gemeinsam ausgezählt, 
nachdem sie vermengt worden sind.

-

§ 30  Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl durch 
den Briefwahlvorstand

Hat der Wahlleiter keine Anordnung nach § 27 Absatz 3 
dieser Wahlordnung getroffen, so finden § 28 Absatz 6 
und § 29 Absatz 1 und 3 keine Anwendung. Mit der 
Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl darf nicht vor 
Abschluss der Tätigkeit des Briefwahlvorstandes nach 

§ 28 Absatz 1 bis 5 und nicht vor Schluss der allgemei
nen Wahlzeit begonnen werden. Im Übrigen gelten die 
allgemeinen Vorschriften sinngemäß.
§ 31 Feststellung des Wahlergebnisses
(1)   Der Wahlleiter prüft die Wahlniederschriften auf 

Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit und legt 
sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor.

(2)   Der Wahlausschuss ist an die vom Wahlvorstand 
getroffenen Entscheidungen gebunden, jedoch 
berechtigt, rechnerische Berichtigungen an den 
Feststellungen der Wahl­ und Auszählungsvor
stände vorzunehmen.

(3)   Der Wahlausschuss stellt das Wahlergebnis fest:
1. Die Zahl der Wahlberechtigten,
2. die Zahl der Wähler,
3.  die Zahlen der gültigen und ungültigen 

Stimmen,
4.  die Gesamtstimmenzahl der zugelassenen 

Wahlvorschläge und die Verteilung der Stim
men auf die einzelnen Wahlvorschläge sowie

5.  die Zuweisung der Sitze auf die Wahlvorschläge 
entsprechend dem im Kommunalwahlgesetz 
festgelegten Verfahren und die danach gewähl
ten Bewerber; entfällt auf einen Listenwahlvor
schlag mehr als ein Sitz, so sind die gewählten 
Personen aus dem zugelassenen Wahlvorschlag 
festzustellen.

(4)   Über die Feststellung des Wahlergebnisses ist eine 
Niederschrift zu fertigen.

(5)   Der Wahlleiter macht das Ergebnis der Wahl un
verzüglich öffentlich bekannt und unterrichtet die 
gewählten Bewerber.

§ 32 Erwerb der Mitgliedschaft
Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft im 
Integrationsrat mit der Feststellung des Wahlergebnis
ses durch den Wahlausschuss, nicht jedoch vor Ablauf 
der Wahlperiode der alten Vertretung.
§ 33 Mandatsverlust
(1)   Ein Mitglied des Integrationsrates verliert seinen 

Sitz
1. durch Verzicht,
2. d urch nachträglichen Verlust der Wählbarkeit,
3.  durch Ungültigkeit seiner Wahl gemäß einer 

Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren,
4.  durch ein Parteiverbot gemäß Artikel 21 des 

Grundgesetzes, durch eine Entscheidung nach 
Artikel 9 Absatz 2 des Grundgesetzes und 
durch eine Entscheidung nach Artikel 32 Ab-
satz 2 der Landesverfassung (§ 46 Absatz 1 und 
3 des Kommunalwahlgesetzes) oder

5.  durch nachträgliche Feststellung eines Hin-
dernisses für die gleichzeitige Ausübung eines 
Beschäftigungsverhältnisses und Zugehörig-
keit zum Integrationsrat (§ 13 Absatz 3 Satz 2 
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und 3, Absatz 4 und Absatz 6 Satz 3 des Kom
munalwahlgesetzes).

-

(2)   Der Verzicht nach Absatz 1 Nummer 1 ist nur 
wirksam, wenn er dem Wahlleiter oder einem von 
ihm Beauftragten zur Niederschrift erklärt wird. 
Der Verzicht kann mit Wirkung ab einem späteren 
Zeitpunkt erklärt werden; er kann nicht widerru
fen werden.

-

§ 34 Ersatzbestimmung von Mitgliedern
(1)   Wenn ein Mitglied des Integrationsrates aus den 

in § 33 genannten Gründen oder durch Tod aus
scheidet, so gilt folgende Regelung:

-

  1. Listenwahlvorschläge
    Ist für den Ausscheidenden ein Stellvertre

ter benannt worden, kann der Stellvertreter 
die Mitgliedschaft erwerben. Verzichtet der 
Stellvertreter auf diese Anwartschaft oder ist 
kein Stellvertreter benannt worden, erfolgt 
die Nachbesetzung nach der weiteren Rei
henfolge in dem Listenwahlvorschlag derje
nigen Partei oder Wählergruppe, für die der 
Ausgeschiedene bei der Wahl angetreten ist; 
ein späterer Wechsel der Zugehörigkeit des 
Ausgeschiedenen zu dieser Gruppierung bleibt 
unberücksichtigt. Ist für den Nachrückenden 
ein Stellvertreter bestimmt, so erwirbt dieser 
die stellvertretende Mitgliedschaft im Integra
tionsrat und kann bei Ausscheiden des Nach
rückenden gemäß Satz 2 die Mitgliedschaft 
erwerben. Ist für den Nachrückenden kein 
Stellvertreter benannt worden, erwirbt der 
nach der weiteren Reihenfolge in dem Listen
wahlvorschlag benannte ordentliche Bewerber 
die stellvertretende Mitgliedschaft. Verliert ein 
Stellvertreter aus den Gründen des § 33 Absatz 
1 seine Anwartschaft, rückt der nach der wei
teren Reihenfolge in dem Listenwahlvorschlag 
benannte ordentliche Bewerber als Stellvertre
ter nach. Auf dem Listenwahlvorschlag bleiben 
diejenigen Bewerber und Stellvertreter außer 
Betracht, die aus der Partei oder Wählergrup
pe, für die sie bei der Wahl aufgestellt waren, 
ausgeschieden sind oder in der gemäß § 33 
Absatz 2 vorgesehenen Form auf ihre Anwart
schaft verzichtet haben. Ist der Listenwahlvor
schlag erschöpft, so bleibt der betreffende Sitz 
unbesetzt.

-

-
-

-
-

-

-

-

-

-
-

  2. Einzelbewerber
    Ist für den Einzelbewerber ein Stellvertreter 

benannt worden, kann der Stellvertreter die 
Mitgliedschaft erwerben. Ist kein Stellvertreter 
benannt worden, bleibt der betreffende Sitz 
unbesetzt.

(2)   Der Wahlleiter stellt den Nachfolger oder das Frei
bleiben des Sitzes fest und macht dies öffentlich 
bekannt.

-

(3)   Wird als Ergebnis eines Wahlprüfungsverfahrens 
(§ 36) eine Ersatzbestimmung erforderlich, so 
finden die §§ 39 Absatz 1, 40 Absatz 3 und § 41 
des Kommunalwahlgesetzes mit der Maßgabe 
entsprechende Anwendung, dass an die Stelle des 
Beschlusses des Integrationsrates die Entschei-
dung des Wahlleiters tritt.

§ 35  Folgen des Verbots einer Partei oder 
Wählergruppe

(1)   Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer 
Partei durch das Bundesverfassungsgericht gemäß 
Artikel 21 des Grundgesetzes für verfassungswid-
rig erklärt, so verlieren die Mitglieder, die dieser 
Partei oder Teilorganisation zur Zeit der Antrag-
stellung oder der Verkündung des Urteils angehö
ren, ihren Sitz.

(2)   Die nach Absatz 1 freigewordenen Sitze bleiben 
unbesetzt. Dies gilt nicht, wenn die Mitglieder 
aufgrund eines Wahlvorschlages einer nicht für 
verfassungswidrig erklärten Partei oder Wäh
lergruppe gewählt waren; in diesem Fall rücken 
Vertreter aus diesem Wahlvorschlag nach (§ 34 
Absatz 1 Nummer 1 Satz 1).

(3)   Die Absätze 1 und 2 finden sinngemäß Anwen
dung, wenn eine Partei oder Wählergruppe als 
Ersatzorganisation einer für verfassungswidrig 
erklärten Partei festgestellt, wenn eine Wähler
gruppe nach Artikel 9 Absatz 2 des Grundgesetzes 
verboten oder wenn eine Entscheidung nach Ar
tikel 32 Absatz 2 der Landesverfassung getroffen 
worden ist.

(4)   Den Verlust der Mitgliedschaft nach Absatz 1 oder 
3 stellt der Wahlleiter fest. § 34 Absatz 2 und 3 
finden Anwendung

§ 36 Wahlprüfung
(1)   Gegen die Gültigkeit der Wahl können

1.  jeder Wahlberechtigte und alle Bürger des 
Wahlgebietes sowie

2. d ie für das Wahlgebiet zuständige Leitung sol
cher Parteien und Wählergruppen, die an der 
Wahl teilgenommen haben,

 binnen eines Monats nach Bekanntmachung des 
Wahlergebnisses Einspruch erheben, wenn sie 
eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl 
für erforderlich halten. Der Einspruch ist bei dem 
Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich 
zur Niederschrift zu erklären.

(2)   Gegen die von den Wahlorganen bei der Vorberei
tung der Wahl oder bei der Wahlhandlung ge
troffenen Entscheidungen kann Einspruch gemäß 
Absatz 1 eingelegt werden, um eine Entscheidung 
über die Gültigkeit der Wahl herbeizuführen.

(3)   Über den Einspruch entscheidet der für die Kom
munalwahlen gebildete Wahlprüfungsausschuss 
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des Rates. Für das Verfahren der Wahlprüfung 
finden die §§ 39 bis 42 Absatz 3, §§ 43 und 44 mit 
Ausnahme des § 41 Absatz 1 Satz 2 des Kommu
nalwahlgesetzes entsprechende Anwendung.

-

§ 37 Kosten
(1)   Die Kosten der Wahl der Mitglieder des Integra

tionsrates trägt die Stadt Münster.
­

(2)   Eine Erstattung von Wahlkampfkosten findet nicht 
statt.

§ 38 Ergänzende Bestimmungen
Soweit diese Wahlordnung Regelungen nicht trifft, 
finden die Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes 
sowie der Kommunalwahlordnung entsprechende 
Anwendung. Soweit Gesetze die Vorschriften des Kom-
munalwahlgesetzes oder der Kommunalwahlordnung 
vorübergehend einschränken oder erweitern, finden sie 
entsprechende Anwendung auf die in dieser Wahlord
nung getroffenen Regelungen.

-

§ 39 Inkrafttreten
Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt
machung in Kraft.

-

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW wird 
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:
§ 7 Abs. 6 Satz 1
Die Verletzung von Verfahrens­ oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

-

a) e ine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

-

c) d er Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)  der Form­ oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor
den, die den Mangel ergibt.

-

Münster, den 26. Juni 2020
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung der Vergnügungssteuer im Gebiet 
der Stadt Münster 
vom 26. Juni 2020

Der Rat der Stadt Münster hat in seiner Sitzung am 
24. 6. 2020 aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeinde
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 7. 1994 
(GV NRW S. 666) und der §§ 1 bis 3 des Kommunal
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. 10. 1969 (GV NRW S. 712) in der 
jeweils gültigen Fassung folgende Satzung zur Ände
rung der Satzung über die Erhebung der Vergnügungs
steuer beschlossen:
Artikel 1 
Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Steuergegenstand wird wie folgt geändert:
(1)   Der in § 1 Nr. 1 angeführte  Steuergegenstand  

„Tanzveranstaltungen“ wird ersatzlos gestrichen.
(2)   Die nachfolgend aufgezählten Steuergegenstän

de der Ziffern 2. – 6. rücken nach und werden zu 
Ziffern 1. – 5.

§ 3 Steuerschuldner wird wie folgt geändert:
In § 3 Abs. 1 Satz 2 wird „Ziffer 5.“ gestrichen und durch 
„Ziffer 4.“ ersetzt.
II. Kartensteuer
§ 5 Steuermaßstab/Steuersatz wird wie folgt 
geändert:
(1)   In § 5 Abs. 3 erster Spiegelstrich wird „und Ziffer 

2“ ersatzlos gestrichen.
(2)   In § 5 Abs. 3 zweiter Spiegelstrich treten an die 

Stelle der „Ziffern 4. und 6.“ die „Ziffern 3. und 5.“ 
des § 1.

(3)   § 5 Abs. 4 wird ersatzlos gestrichen.
III. Pauschsteuer
§ 6 Erhebung nach der Fläche wird wie folgt geändert:
(1)   § 6 Abs. 2 erster und zweiter Spiegelstrich werden 

ersatzlos gestrichen.
(2)   § 6 Abs. 4 wird ersatzlos gestrichen.
§ 8 Beginn und Ende der Steuerpflicht wird wie folgt 
geändert:
Der in § 8 genannte „§ 1 Ziffer 5.“ wird gestrichen und 
durch „§ 1 Ziffer 4.“ ersetzt.
IV. Gemeinsame Bestimmungen
§ 13 Anmeldung Sicherheitsleistung/Erklärung wird 
wie folgt geändert:
In § 13 Absatz 1 erster Satz werden die „Ziffern 1. – 3. 
und 5.“ geändert in „Ziffern 1. – 4. und 6“.
§ 14 Entstehung des Steueranspruches wird wie folgt 
geändert:
In § 14 erster Spiegelstrich werden die „Ziffern 1. – 4. 
und 6.“ gestrichen und durch „Ziffern 1. – 3. und 5.“ 
ersetzt.
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§ 15 Fälligkeit bei Veranstaltungen nach § 1 Ziffern 
1. – 4. und 6. wird wie folgt geändert:
In § 15 wird in der Überschrift „Ziffern 1. – 4. und 6“ 
gestrichen und durch und durch „Ziffern 1. – 3 und 5.“ 
ersetzt.
§ 16 Vereinbarung wird wie folgt geändert:
In § 16 Satz 1 werden „Ziffern 1. – 4. und 6.“ gestrichen 
und durch „Ziffern 1. – 3. und 5.“ ersetzt.
§ 17 Steueraufsicht, Aufbewahrungs- und 
Mitwirkungspflichten wird wie folgt geändert:
(1)   Der Veranstalter (Halter, Aufsteller, Nutzungs

überlasser, Eigentümer) hat sicher zu stellen, dass 
den Beauftragten der Steuergläubigerin zur Fest
stellung von Steuertatbeständen oder zur Nach
prüfung der Besteuerung während der üblichen 
Geschäfts­ und Arbeitszeiten unentgeltlich Zu
gang zum Veranstaltungsort bzw. zum Aufstellort 
sowie zum Gerät gewährt wird. Die Grundstücke 
und Betriebsräume unterliegen der Steueraufsicht 
der Steuergläubigerin. Auf § 98 „Einsichtnahme 
des Augenscheins“ und § 99 „Betreten von Grund
stücken und Räumen“ der Abgabenordnung (AO) 
wird verwiesen. Eine kostenfreie Überprüfung der 
Geräte ist der Stadt Münster zu Prüfzwecken zu 
ermöglichen.

-

-
-

-

-

(2)   Alle durch die Geräte erzeugbaren oder von die
sen vorgenommenen Aufzeichnungen sind in 
der Regel monatlich, mindestens aber einmal im 
Kalendervierteljahr auszudrucken. Die Aufzeich
nungen sind aufbewahrungspflichtige Unterlagen 
im Sinne von § 147 Abgabenordnung (AO).

-

-

(3)   Die Geräte sowie die mit ihrer Hilfe erstellten digi
talen Unterlagen sind während der Dauer der Auf
bewahrungsfrist jederzeit verfügbar, unverzüglich 
lesbar und maschinell auswertbar aufzubewahren 
(§ 147 Abs. 2 Nr. 2 AO). Sie müssen neben den 
„Grundsätzen ordnungsgemäßer DV­gestützter  
Buchführungssysteme (GoBS)“ vom 7. 11. 1995 
(BStBl I S. 738) auch den „Grundsätzen zum Da
tenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen 
(GDPdU)“ vom 16. 7. 2001 (BStBl I S. 415) entspre
chen (§ 147 Abs. 6 AO). Die Feststellungslast liegt 
beim Steuerpflichtigen. Insbesondere müssen 
alle steuerlich relevanten Einzeldaten (Einzel­ auf
zeichnungspflicht) unveränderbar und vollstän
dig aufbewahrt werden. Eine Verdichtung dieser 
Daten oder die ausschließliche Speicherung der 
Rechnungsendsummen ist unzulässig. Ein aus-
schließliches Vorhalten aufbewahrungspflichtiger 
Unterlagen in ausgedruckter Form ist nicht aus
reichend. Die digitalen Unterlagen und die Struk
turinformationen müssen in einem auswertbaren 
Datenformat vorliegen.

-
-

-

-

-
-

-
-

(4)   Der Steuerschuldner und die von ihm betrauten 
Personen haben auf Verlangen den Beauftragten 
der Stadt Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspa
piere, Druckprotokolle und andere Unterlagen in 

-

der Betriebstätte bzw. den Geschäftsräumen in 
Münster vorzulegen, Auskünfte zu erteilen und 
nach vorheriger Absprache in deren Gegenwart 
aktuelle Druckprotokolle zu erstellen. Die Unterla
gen sind der Stadt auf Verlangen unverzüglich und 
vollständig vorzulegen. Auf die Bestimmungen der 
§§ 90 und 93 AO wird verwiesen.

(5)   Die Steuergläubigerin behält sich vor, im Rahmen 
des pflichtgemäßen Ermessens eigene Datenerhe
bungen zur Beweissicherung vorzunehmen. Sollte 
dies in angemessener Zeit nicht möglich sein, kön
nen zur Vermeidung von Manipulationen Geräte 
durch die Steuergläubigerin versiegelt werden.
 Die Versiegelung wird unmittelbar nach erfolgter 
Datenerhebung entfernt. Der Steuerschuldner hat 
entsprechend mitzuwirken, dass der durch die 
Versiegelung beabsichtigte Zweck erreicht wird.

Artikel 2
Diese Vergnügungssteuersatzung der Stadt Münster in 
der Fassung der 5. Änderungssatzung tritt mit Rückwir
kung zum 1. 4. 2020 in Kraft.

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW wird 
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:
§ 7 Abs. 6 Satz 1
Die Verletzung von Verfahrens­ oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn
a) e ine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) d er Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)  der Form­ oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor
den, die den Mangel ergibt.

Münster, den 26. Juni 2020
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe
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Änderungen der Vertretungsbefugnisse 
der AWM

(Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 2 Eigenbetriebsver
ordnung NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 3 Betriebssat
zung der Stadt Münster für die „Abfallwirtschaftsbetrie
be Münster“)

-
-
-

Zuschlagsentscheidung/Unterschriftsbefugnisse zur 
Auftragserteilung

Entscheidungs
träger

- Zuschlags
entscheidung

- Unterschrifts
befugnis Auf
tragserteilung

-
-

Grundlage: Höhe der Auftragssumme inkl. USt

Sachbearbeiter/ 
-in Fuhrpark-
management

 
 
unter 12.500 €

Münster, den 29. Mai 2020
Patrick Hasenkamp
Betriebsleiter

Bekanntmachung über die Offenlegung einer 
Grenzniederschrift in der Gemarkung Münster

Anlass der Liegenschaftsvermessung ist das Nachholen 
der Abmarkung der Grenzen der Grundstücke Gemar
kung Münster, Flur 72, Flurstücke 289 – 291, 298, 299, 
312, 316 – 328, 336, 340 – 342, 344, 346, 349, 350, 369 – 
375, 377 – 378, 402 – 409, 411 – 415, 417 – 425, 471 und 
472. Die Abmarkung wird durch Offenlegung bekannt 
gegeben. Betroffen sind zusätzlich zu den oben ange
gebenen Grundstücken die Grundstücke Gemarkung 
Münster, Flur 72, Flurstücke 137, 177, 191, 245, 246, 365, 
383, 384, 388; Flur 73, Flurstücke 91.

-

-

Die Abmarkung wird durch Offenlegung bekannt ge
geben. Gemäß § 21 Abs. 5 des Gesetzes über die Lan
desvermessung und das Liegenschaftskataster vom 
5. 3. 2005 (Vermessungs­ und Katastergesetz – Verm
KatG NRW, SGV NRW 7134), in der zur Zeit geltenden 
Fassung, erfolgt die Bekanntgabe der Abmarkung von 
Grundstücksgrenzen durch Offenlegung der Grenznie
derschrift vom 10. 6. 2020 zur Geschäftsbuchnummer 
26078 in der Zeit vom 13. 7. 2020 bis 13. 8. 2020 in der 
Geschäftsstelle des Öffentlich bestellten Vermessungs
ingenieurs Dipl.­Ing. Burkhard Quatmann, Grevener 
Straße 105, 48159 Münster während der nachstehen
den Geschäftszeiten: Montag bis Donnerstag von 7.30 
bis 16.30 Uhr und Freitag von 7.30 bis 12 Uhr. Während 
der Offenlegungszeiten ist die Grenzniederschrift zur 
Einsichtnahme bereitgestellt. Den betroffenen Eigentü
mern und Eigentümerinnen, Inhabern und Inhaberinnen 
grundstücksgleicher Rechte ist Gelegenheit gegeben, 
sich über die Abmarkung unterrichten zu lassen.

-
-

-

-

-

-

-

Die Einsicht ist, bedingt durch die Corona-Krise, nur 
durch Terminvereinbarung (0251 932040-0), inner
halb der Offenlegungsfrist, möglich.
Belehrung über den Rechtsbehelf gegen die 
Abmarkung: 
Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist Klage erhoben wer
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster, 
Manfred-von-Richthofen-Straße 8, 48145 Münster 
oder Postfach 8048, 48043 Münster schriftlich einzu
reichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/
der Urkundsbeamtin in der Geschäftsstelle des Ver
waltungsgerichts zu erklären. Die Klage kann auch in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Ver
waltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein­Westfalen – ERVVO VG/FG – (SGV NRW 320) 
in der jeweils geltenden Fassung eingereicht werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizier
ten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des 
Sig naturgesetzes vom 16. 5. 2001 (BGBl 1 S. 876) in der 
jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die elek
tronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen der Klage 
und allen Schriftsätzen vorbehaltlich des § 55a Abs. 2 
Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden (§ 81 VwGO). Falls 
die Frist zur Erhebung von Einwendungen gegen das 
Ergebnis der Grenzermittlung oder die Frist zur Klage-
erhebung gegen die Abmarkung durch das Verschulden 
eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet 
werden. Bei der Verwendung der elektronischen Form 
sind besondere technische Rahmenbedingungen zu be
achten. Die besonderen technischen Voraussetzungen 
sind unter www.egvp.de aufgeführt.

Münster, 22. Juni 2020 
Dipl.-Ing. Burkhard Quatmann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Gewässerunterhaltungsarbeiten im 
Wasserverbandsgebiet Amelsbüren-Hiltrup

Der Wasserverband Amelsbüren­Hiltrup in Münster 
kündigt hiermit die Durchführung der diesjährigen 
Unterhaltungsarbeiten an den Gewässern im Verbands
gebiet an.
Aufgabe der Gewässerunterhaltung ist es, einen ord
nungsmäßigen Zustand des Gewässers und der Ufer für 
den Wasserabfluss zu erhalten und die günstigen Wir
kungen des Gewässers für den Naturhaushalt und die 
Gewässerlandschaft zu bewahren und zu entwickeln.
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs
sers und seine Anlieger werden daran erinnert, dass sie 

http://www.egvp.de
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­
-

-

-

-

-
-

-

die zur Gewässerunterhaltung erforderlichen Arbeiten 
und Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrund
stücken zu dulden haben. Die Anlieger haben das auf die 
Böschungsoberkante gebrachte Räumgut zu beseitigen. 
Sie sind verpflichtet, den entlang der Böschungsober
kante verlaufenden Unterhaltungsstreifen am Gewäs
serrand auf 0,80 m Breite von jeglicher Bewirtschaftung 
freizuhalten.

-

-
-

Rechtsgrundlage: § 30 Wasserhaushaltsgesetz, § 97 
Landeswassergesetz in Verbindung mit der Verbands
satzung.

-

Münster, den 8. Juni 2020
Wasserverband Amelsbüren­Hiltrup
Aloys Mönninghoff 
Verbandsvorsteher

Schutzbereichanordnung des Bundes
ministeriums der Verteidigung für die 
Verteidigungsanlage Albersloh (670) 

-

vom 4. September 2019

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr Kompetenzzentrum 
Baumanagement Düsseldorf – Schutzbereichbehörde –
Mit öffentlicher Bekanntmachung der 
–  Stadt Münster im Amtsblatt 63 Jahrgang Nr. 1 vom

10. 1. 2020
–  Stadt Telgte im Amtsblatt Nr. 54 des Kreises Waren

dorf vom 20. 12. 2019
-

–  Gemeinde Everswinkel im Bekanntmachungskasten
im Rathaus am 14. 1. 2020 sowie der Homepage der
Gemeinde Everswinkel,

–  Stadt Sendenhorst im Bekanntmachungskasten am
8. 1 2020 sowie der Homepage der Stadt Senden
horst,

-

–  Stadt Drensteinfurt auf der Bekanntmachungstafel
der Stadt Drensteinfurt am 18. 12. 2019,

–  Gemeinde Ascheberg im Amtsblatt Nr. 13 vom
21. 12. 2019,

wurde die Schutzbereichanordnung des Bundesminis
teriums der Verteidigung für die Verteidigungsanlage 
Albersloh (670) vom 4. 9. 2019 – IUD I 6 –Anordnungs
Nr. III/Alb/670/1 bekanntgegeben.

-

­

Die unter III. der Bekanntmachung aufgeführten 
Maßnahmen des Bundesamtes für Infrastruktur, Um
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Kompetenzzentrum Baumanagement Düsseldorf ­ 
Schutzbereichbehörde­ (Vollzugsmaßnahmen) werden
aufgehoben und durch nachfolgende Vollzugsmaßnah
men ersetzt:

-

 
-

Es werden hiermit folgende Maßnahmen nach § 4 Abs 1, 
§ 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1 SchBG getroffen:

1. Im Umkreis von 50 m (Zone 1)
 Im Umkreis von 50 m (Zone 1) um den Antennen
standort sind Hindernisse aller Art sowie Verände
rungen der Bodengestaltung oberhalb des Antennen
fußpunktes nicht zulässig (ausgenommen vereinzelte
Sträucher).

2. I m Umkreis von 50 m bis 8.000 m (Zone 2)
 Im Umkreis von 50 m bis 8.000 m (Zone 2) um den
Antennenstandort ist die
•  Errichtung von Bauten,
•  sonstigen baulichen Hindernissen,
•  elektrischen Anlagen

(insbesondere Windenergieanlagen)
 sowie deren Änderung und Beseitigung ab einer 
Bauwerkshöhe von 100 m ü. NN gemäß § 3 Abs. 1 
SchBerG genehmigungspflichtig.
 Bei Windkraftanlagen ist die Gesamthöhe ausschlag
gebend.
 Wald und Baumgruppen sind baulichen Hindernissen 
gleichzusetzen.
 Sie sind ggf. auf ein erforderliches Maß zurückzu
schneiden.

3.  Die geforderten Beschränkungen sind nach Art und
Umfang zur Erhaltung der Wirksamkeit und zum
Schutz der Verteidigungsanlage notwendig (SchBG
§ 1 Abs. (2) i. V. m. § 2 Abs. (2))
 Bestehende bauliche Anlagen und Gebäude sind von 
diesen Vollzugsmaßnahmen ausgenommen, jedoch 
sind bauliche Änderungen genehmigungspflichtig, 
sofern sie die vorstehenden Auflagen berühren.
 Für alle anderen Anlagen im Schutzbereich wird die 
Befreiung gem. SchBG § 3 Abs. (2) erteilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen die Maßnahmen der Schutzbereichbehörde kann 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich 
Widerspruch beim Bundesamt für Infrastruktur, Um
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Kom
petenzzentrum Baumanagement Düsseldorf – Schutz
bereichbehörde –, Wilhelm­Raabe­Straße 46 in 40470 
Düsseldorf erhoben werden.

Düsseldorf, den 16. Juni 2020
i. A.
Ring
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Benachrichtigung über öffentliche Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Die nachfolgend aufgeführten Schriftstücke der Stadt 
Münster werden durch eine öffentliche Bekanntma
chung zugestellt.

-

Bitte beachten Sie:
1.  Mit dieser Benachrichtigung über eine öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

2. D as Schriftstück gilt als öffentlich zugestellt, wenn 
seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benach
richtigung zwei Wochen verstrichen sind.

-

3.  Das Schriftstück kann eine Ladung zu einem Ter
min enthalten. Das Versäumen dieses Termins kann 
Rechtsnachteile zur Folge haben.

-

Sie oder ein/e von Ihnen dazu Bevollmächtigte/r können 
einen Ausdruck des Schriftstücks bis zum 17. 7. 2020 bei 
der Stadt Münster abholen beim
Presse- und Informationsamt 
Stadthaus 1, Klemensstraße 10, Zimmer 235

Zeit:
Montag bis Freitag von 8 bis 12 Uhr; Donnerstag auch 
13.30 bis 15 Uhr oder nach Terminvereinbarung unter 
Telefon 0251 492 1302.

Ausweisdokumente:
Bitte bringen Sie unbedingt ein Ausweisdokument 
mit, wenn Sie den Ausdruck des Schriftstücks abholen. 
Sofern Sie als Bevollmächtigte/r erscheinen, benötigen 
Sie Ihr eigenes Ausweisdokument; den Nachweis der 
Bevollmächtigung und ein Ausweisdokument des Zu
stelladressaten.

-

Ausweisdokumente deutsche Mitbürger/-innen: Perso
nalausweis, Reisepass 

-

Ausweisdokumente ausländische Mitbürger/-innen: Na
tionalpass, internationaler Reiseausweis, Ausweisersatz

-

Ein Führerschein reicht nicht.

Name und letzte bekannte Anschrift 
des Zustellungsadressaten

Datum des 
Schriftstücks

Aktenzeichen des 
Schriftstücks

Art des  
Schriftstücks*

Achim Köhler, Görlitzer Straße 65, 48157 Münster 17. 6. 2020 32.22.RE VA2/ 
MS-DB902

Bescheid

Brüning, Birgit, Klausenerstraße 15, 48151 Münster 17. 6. 2020 32.22.RE Münster-
BB750

Bescheid

Firma Lokvermietung Sascha Dehn UG (haftungsbeschränkt), 
Lippstädter Straße 80, 48155 Münster

9. 6. 2020 200100074153 Bescheid

Julian Pohlmann, Nordstraße 21, 48149 Münster 22. 5. 2020 59.3608.007954 Bescheid

Nicolas Trauschke, Althausweg 41, 48159 Münster 14. 5. 2020 
16. 6. 2020 
19. 6. 2020

20.30.0002/ 
Trauschke

Bescheid 1 – 3

Evans Aimuamwosa Iyoha, Offenbergstraße 16 B, 
48151 Münster

22. 6. 2020 36.21.0098/ 
20201334

Bescheid

Frederik Dresen, Berdel 7, 48167 Münster 24. 6. 2020 32.22.RE MS-DA511 Bescheid

Marisa Rodrigues de Sousa Costa, Sprakeler Straße 371, 
48159 Münster

24. 6. 2020 32.22.RE VA1/ 
MS-MA570

Bescheid

Justin-Lukas Isken, Alter Postweg 45c, 48155 Münster 17. 6. 2020 59.2206.262121 Bescheid

Jaehwee Kim, Albersloher Weg 433, 48167 Münster 22. 6. 2020 36.21.0098/181990 Bescheid

Marek Rossa, Hünenburg 19, 48165 Münster 25. 6. 2020 59.2805.025331 Bescheid

Appollinaire Massamba­Kouatila, Langenkamp 58, 
48163 Münster 

29. 6. 2020 32.22 RE MS-SL428 Bescheid

Brüning, Birgit, Klausenerstraße 15, 48151 Münster 17. 6. 2020 
29. 6. 2020

32.22.RE MS-BB750 
32.22.RE VA1/ 
MS-BB750

Bescheid1 + 2

Jakob Valentin Baumgartner, Papenburger Straße 6, 
48155 Münster

5. 6. 2020 59.2415.061886 Bescheid

Waldemar Kopczynski, Wladyslawa Jagielly 40, 09­200 Sierps, 
Polen

27.4.2020 2001.0007.4970 Bescheid

Sebiau Jordan, Strada Campului Nr. 715 
50001 Brasov, Rumänien

30.6.2020 32.2.16-
4004.1413.778.2

Bescheid

*  Enthält das Schriftstück eine Ladung zu einem Termin, kann das Versäumen dieses Termins Rechtsnachteile zur 
Folge haben. 
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